Gemeinde Udligenswil: Gesamtrevision der Nutzungsplanung

PLANUNGSBERICHT BEILAGE 1: BZR VERGLEICH NEU - ALT

Blau = neuer Text  Rot = Anderung bzw. Streichung  Griin = Anderungen aus der OPK

Info: Verweise auf andere Gesetze werden nur noch bei den betreffenden Artikeln gemacht werden. Dies vereinfacht das Dokument und fiihrt zu
einer Ubersichtlichen Struktur. Bei einer Planung muss die tibergeordnete Gesetzgebung immer beigezogen werden.
MBZR = Muster Bau- und Zonenreglement Kanton Luzern
BZR neu BZR alt Kommentar
1. Allgemeine Bestimmungen A. Allgemeines
B. Planungsvorschriften

Art. 1 Zweck Art. 1 Berechnungsfaktor zur Ausnltzungsziffer Neu: Ubernahme MBZR
Das Bau- und Zonenreglement bezweckt eine haus-  Der Berechnungsfaktor zur Ausnitzungsziffer ge-  Alt: Ausnitzungsziffer
hélterische Nutzung des Bodens und eine geord- maéss § 9 Abs. 2 PBV' betrégt 1,0. gibt es nicht mehr

nete Besiedlung des Gemeindegebiets unter Be-
achtung eines schonenden Umgangs mit den nattr-
lichen Lebensgrundlagen und dem Orts- und Land-
schaftsbild sowie die Schaffung und Erhaltung
wohnlicher, qualitatsvoller Siedlungen und der
raumlichen Voraussetzungen fur die Wirtschaft. Da-
bei sind die weiteren Ziele und Planungsgrundsatze
der Raumplanung zu beachten.

Art. 2 Zusténdigkeit Ubernahme MBZR und

" Die Stimmberechtigten sind zustandig fir den eigene Formulierung
Erlass von Zonenpldnen, Bau- und Zonen-
reglementen und Bebauungsplanen.

2 Der Gemeinderat ist zustandig fur den Erlass der
kommunalen Richtplane wie u.a. des Erschlies-
sungsrichtplanes, der Gestaltungsplane, der
notwendigen Ausfuhrungsverordnungen und von
Richtlinien, welche bei Bedarf unbestimmte
Rechtsbegriffe konkretisieren.

9 Die Zustandigkeit fur die Erteilung von Bau-
bewilligungen ist in der Organisationsverord-
nung geregelt.

Art. 3 Planungskoordination Sicherstellung der Pla-
Fur Neubauten oder fir Umbauten mit wesentlichen nungskoordination in
rdumlichen  Auswirkungen ist zu Beginn der baulich sensiblen R&u-
Planungs- und Projektierungsarbeiten eine Voran- men

frage an die Gemeinde zu richten, um die orts-

baulichen Anforderungen und Rahmenbeding-

ungen zu klaren. Dies gilt insbesondere in den folg-
enden Fallen:

a) Bei Kernzonen sowie bei Kulturdenkmalern,

b) Bei Innenentwicklungsprojekten, welche zu ei-
ner wesentlichen baulichen Verdnderung im
Quartier (wesentliche Vergrosserung von Bau-
volumen und/oder Gesamthohe) oder Nut-
zungsanderung fUhren,

c) Bei Flachen mit der Uberlagerung «gestalteri-
sche Einheit».

" PBV: Planungs- und Bauverordnung des Kantons Luzern
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Art. 4  Begutachtung

" Der Gemeinderat kann sich bei Fragen des
Bauwesens und zur Beurteilung der Qualitats-
anforderungen gemass Art. 5 durch Fachleute
beraten lassen.

2 Er ist berechtigt, die dadurch entstehenden
Kosten auf den Gesuchstellenden zu Ubertragen.

Qualitatssicherung, Be-
ratung durch Fach-
leute/Baukommission.

Art. 5 Qualitat

" Bauten und Anlagen sind qualitatsvoll zu

gestalten.

2 Fur die Eingliederung sind in Ergédnzung zu den

Zonenbestimmungen zu berlcksichtigen:

a) Pragende Elemente und Merkmale des
Strassen-, Orts- und Landschaftsbildes und
Eigenheiten des Quartiers,

b) Standort, Stellung, Form, Proportionen und
Dimensionen der Bauten und Anlagen,

c) Gestaltung benachbarter Bauten und
Anlagen,

d) Gestaltung, Materialwahl und Farbgebung
von Fassaden, Dachern und Reklamen,

e) Fassadenfarbgebung mit Ausschluss von
reflektieren,  grell/bunt, «ultraweiss» und
dergleichen,

f)  Zweckmassige Anordnung und Dimen-
sionierung der  Aussengeschoss- — und
Umgebungsflachen,

g) Gestaltung der Aussengeschoss- und
Umgebungsflachen  der  Aussenraume,
insbesondere der Vorgarten und der Begren-
zungen gegen den offentlichen Raum,

h) Umgebungsgestaltung, insbesondere bezlg-
lich Erschliessungsanlagen, Terrainverande-
rungen, Stutzmauern und Parkierung.

Jeder Wohnung soll ein direkt zuganglicher,

privater Aussenbereich mit einer minimalen

nutzbaren Tiefe von 2.0 m zugeordnet sein. Dies
kann ein Balkon, eine Loggia, eine Terrasse, ein

Garten oder ein Dachgarten sein. Flr die Flache

gilt ein Richtwert von 10 % der zugehdrigen

Hauptnutzflache (HNF).

Der Gemeinderat kann flr ortsbaulich wichtige

oder quartierrelevante Projekte ein qualitats-

sicherndes Konkurrenzverfahren verlangen.

Die Anforderungen an ein qualitatssicherndes

Konkurrenzverfahren  sind  erfUllt  (kumulativ),

)

=

o

wenn:
a) Mind. drei unabhangige Projektvorschlage
vorliegen,

b) In der Jury mind. zwei externe Fachpersonen
vertreten sind,

c) Der/die Verantwortliche des Ressorts Baus in
die Vorbereitung und Durchfiihrung des
Verfahrens involviert ist.

Die Kosten des Verfahrens sind vom

Gesuchsteller zu tragen.

Ubernahme MBZR mit
Prézisierung

Ausschluss Farbgebung
Fassaden

> Vgl Art. 31 alt
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8 Im Rahmen des Baugesuchs ist in geeigneter
Weise  darzulegen  (Plan,  Visualisierung,
Beschreibung etc.), wie der Aussenraum
gestaltet werden soll.

2. Nutzungsplanung
2.1 Nutzungsziffern

Art. 6  Uberbauungsziffer (U2)

) Die Uberbauungsziffer ist gemass § 12 ff. Plan-
ungs- und Bauverordnung (nachfolgend PBV
genannt) das Verhéltnis der anrechenbaren Ge-
baudeflache (aGbF) zur anrechenbaren Grund-
stlicksflache (@GSF). Neben der Uberbauungs-
ziffer fir Hauptbauten gilt zusétzlich eine Uber-
bauungsziffer fir Nebenbauten.

2 Die maximal zulassigen Uberbauungsziffern sind
in Anhang 1 dieses Reglements festgelegt.

Umsetzung PBG, PBV
und IVHB

Art. 7 Uberbauungsziffer fiir Hauptbauten

" Die Uberbauungsziffer fir Hauptbauten ist von
der Gesamthohe sowie der Dachgestaltung
abhangig. Als Grundwert gilt die UZ-a aus Anhang
1.

2 Fir Schragdachbauten nach Art. 44 und fir
Flachdachbauten nach Art. 45 gilt die UZ-b aus
Anhang 1.

3 Fur Bauten, welche die zulassigen Gesamthohen
(Grundwert und max. Gesamthdhe) um jeweils
mindestens 3.0 m unterschreiten, gilt die UZ-c
aus Anhang 1.

Umsetzung PBG, PBV
und IVHB

Art. 8  Uberbauungsziffer fiir Nebenbauten

" Unter dem Begriff der Nebenbaute werden im
vorliegenden Reglement Bauten mit einer
Gesamthdhe bis 4.5 m zusammengefasst, unab-
hangig davon, ob sie Haupt- oder Nebennutz-
flachen (bspw. Abstell-, Fahrzeugeinstell-, Keh-
richtrdume) aufweisen.

2 Die maximal zuldssigen Uberbauungsziffern fiir
Nebenbauten sind in Anhang 1 dieses Regle-
ments fUr jede Zone festgelegt.

Umsetzung PBG, PBV
und IVHB

Art. 9  Mindestausnitzung

" Bei Neu- oder Ersatzbauten sind mindestens die
in Anhang 1 dieses Reglements festgelegten
minimalen Uberbauungsziffern  und  Gesamt-
hohen zu realisieren.

2 Wird mit einem Bauvorhaben die zuléassige
Uberbauungsziffer auf einem Grundstiick nicht
ausgeschopft, kann der Gemeinderat den
Nachweis verlangen, wie die Nutzungsreserve zu
einem spateren Zeitpunkt ohne Ubermassigen
Aufwand in Anspruch genommen werden kann.

Umsetzung PBG, PBV
und IVHB

2.2 Zonenbestimmungen

Art. 10 Zoneneinteilung

Das Gemeindegebiet wird in folgende Zonen und
Empfindlichkeitsstufen (ES) gemass Larmschutz-
verordnung (LSV) eingeteilt:

" Bauzonen ES

D Dorfkernzone Il

Art. 2 Zoneneinteilung, Empfindlichkeitsstufen
(ES)

Das Gemeindegebiet wird in folgende Zonen und in
folgende Empfindlichkeitsstufen (ES) gemass Eidg.
Larmschutz-Verordnung eingeteilt:

Neue Zoneneinteilung,
Abgleich mit Zonenplan
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Z Zentrumszone Il Bauzonen ES
W Wohnzone 2-4 I’ 3 Dorfkernzone DK I
WA Wohn- und Arbeitszone 1l b ) _
A Arbeitszone I 3-geschossige Wohnzone a W3-a I
oZ Zone flr offentliche Zwecke 11/l 9 3-geschossige Wohnzone b W3-b I
SpF Zone fur Sport- und U 9 2-geschossige Wohnzone a W2-a |l
GrA gﬁﬁigﬂ?en M 9 2-geschossige Wohnzone b W2-b I
GrB Griinzone B I " 1-geschossgie Wohnzone WA I
GrB Griinzone B (Uberlagert) 9 Wohnzone flir verdichtete
GrS Grlinzone Spielflache (Uberlagert) Bauweise Wo-v |
\C/%rG \G/gtrlpezr?rr;iﬁ]eewésserraum (Uberlagert) i Wohn- und Arbeitszone W-Ar 1]
! Larmempfindlichkeitsaufstufung gemass Zonen- ? Spezielle Wohnzone W-8 I
plan ) Spezielle Mischzone M-S 1l
2 Nichtbauzonen ES ¥ Arbeitszone ES |l Ar-lll 1]
Lw Landwirtschaftszone I ) Zone fUr 6ffentliche Zwecke (ov4 [1**
R Reservezone Il ™ Zone fur Sport- und Freizeitanlagen SpF Il
UGA/N  Ubriges Gebiet A/Verkehrsflache Il " Griinzone A Gr-A -
FrG Freihaltezone Gewasserraum (Uberlagert) 9 Grinzone B Gr-B "
9 Schutzzonen ES P Grinzone Gewasserraum Gr-G -
Ns Naturschutzzone | - llI Il * Larmvorbelastete W3b geméss Zonenplan wird
Ns Naturschutzzone IV -V der ES Il zugeteilt.
(dem Wald Uberlagert) ** Gebiet ARA wird der ES Ill zugeteilt
4 Gefahrenzonen Nlchtbauzqnen =S
Gefahrenzone Wasser (erhebliche, mittlere und ge- ! Ijanldertschailftszone lfW .
ringe Gefahrdung) " Ubriges Gebiet B uG-B i
Gefahrenzone Rutschungen (erhebliche, mittlere Schutzzonen/Schutzobjekte ES
und geringe Geféhrdung) 9 Naturschutzzonen:
- Naturschutzzone | Ns-I 1l
- Naturschutzzone |I Ns-II 1l
- Naturschutzzone |l Ns-Ill 1l
- Naturschutzzone IV Ns-IV -
- Naturschutzzone V Ns-V -
Y Naturobjekte - -
Gefahrenzonen ES
¥ Gefahrenzone Wassergefahren ~G-Wa2 -
V' Gefahrenstufe 2
" Gefahrenzone Wassergefahren  G-Wa3 -
¥ Gefahrenstufe 3
Y Gefahrenzone Rutschungen G-Ru2 -
2 Gefahrenstufe 2
a Gefahrenhinweiszone GH-Ru -
Rutschungen
Art. 3 Zonenplan Diese Auflistung

" Die Zonen sind in folgenden Teilzonenplanen
festgelegt
& Teilzonenplan Siedlung (1 : 2'000)
b Teilzonenplan Dorfkernzone (1 : 500)
¢ Teilzonenplan Landschaft (1 : 5'000)
Die Teilzonenplane sind Bestandteile dieses Reg-
lements. Der im Anhang dieses Reglements ent-
haltene verkleinerte Zonenplan dient nur der all-
gemeinen Orientierung.

braucht es nicht, da die
Bestandlteile in allen
Gemeinden gleich und
klar sind: Artikel wird er-
satzlos gestrichen
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2 Zur besseren Lesbarkeit des Zonenplanes sind
wichtigere Strassen weiss dargestellt. Die
Strassen konnen jedoch im Rahmen der
kantonalen Gesetzgebung bei der Ausniitzungs-
berechnung in angrenzenden Bauzonen einbezo-
gen werden (§ 12 Abs. 3 PBV).

Art. 4a Etappierung der Bauzonen Eine Etappierung gibt

1)

Die Bauzonen werden im Sinne von § 43 PBG in
zwei Bauetappen eingeteilt.

Bauzonen der 1. Bauetappe sind im Zonenplan
voll ausgemalt. In ihnen kann im Rahmen der
geltenden Vorschriften gebaut werden.
Grossere, zusammenhangende und
unUberbaute oder nicht erschlossene Gebiete
werden der Bauzone 2. Etappe zugeteilt. Sie sind
im Zonenplan schraffiert angelegt.

Die Bauzonen der 2. Etappe werden in die 1.
Etappe umgeteilt, wenn

- die Ubergeordnete Erschliessung genugt
- und eine geordnete Uberbauung, gute
Gestaltung und zweckmassige Erschlies-
sung in einem Bebauungs- oder Gestal-
tungsplan nachgewiesen sind.
Der Gemeinderat kann die Umteilung eines
Gebietes der 2. Etappe in mehreren Erschlies-
sungsetappen vornehmen.
Das Verfahren der Umetappierung richtet sich
nach § 43 PBG.

es nach neuem PBG
nicht mehr: Artikel wird
ersatzlos gestrichen

Art. 11

1

Dorfkernzone (D)

Zweck: Die Dorfkernzone dient der Erhaltung des
historischen Dorfkerns. Neu- und Umbauten
sowie Anlagen sind qualitatsvoll zu gestalten und
haben sich bezlglich Volumen, Gestaltung,
Materialwahl und Farbgebung ins Dorfbild
einzugliedern.

Nutzung: Zuléssig sind Bauten, Anlagen und
Nutzungen fur Dienstleistungs- und Gewerbe-
betriebe, zum Wohnen und zur Erflllung
offentlicher Aufgaben, die sich baulich und mit
ihren Auswirkungen in den Charakter des
Ortskerns einfligen. Freie Lager- und Umschlag-
platze sind nicht gestattet.

Grundmasse: Die zuladssigen Gebaudedimens-
ionen (Nutzungsmass, Gesamthdhe, Gebaude-
lange usw.), legt der Gemeinderat unter gebthr-
ender BerUcksichtigung des Ortsbildes und
insbesondere der benachbarten Bauten von Fall
zu Fall fest. Er berlcksichtigt dabei alle
raumrelevanten Aspekte wie Gebaude- und
Umgebungsgestaltung, Verkehr, Erschliessung
sowie Schutzanspriiche. Mehrhdhen gegenlber
dem Bestand kdénnen nur gewahrt werden, wenn
die nachfolgenden Vorgaben geméass Abs. 5 und
6 erfullt sind.

Grenzabstande: Die Grenzabstande richten sich
nach der bewiligten Gesamthohe (Gesamthohe

Art. 5 Dorfkernzonen (DK)

1)

3)

Die Dorfkernzone dient der
historischen  Dorfkerns  und

Erhaltung des
der  guten

Eingliederung von Neu- und Umbauten ins
Dorfbild.  (Strassenabstandsvorschriften: siehe
Art. 22 BZR).

Gestattet sind Wohnungen, Biros, Ateliers,
hdchstens massig stdérendes Kleingewerbe und
Laden von max. 500 m? Nettoladenflache pro
Geschéaft sowie offentliche Bauten und Anlagen.
In der Dorfkernzone werden unterschieden:

- Bautyp A (erhaltenswerte Bauten)

- Bautyp B (Ubrige Bauten und weitere Bau-

platze)

Bautyp A

4

Grundsatz: Die im Teilzonenplan Dorfkernzone
als Bautyp A bezeichneten Bauten sind in ihrer
Substanz und ausserer Erscheinung weitgehend
zu erhalten (siehe auch Art. 29 BZR).
Ausnahmen: Erweist sich die Erhaltung eines
Objektes aufgrund eines Bauuntersuches als
untragbar, kann der Gemeinderat den Ersatz
eines Bautyps A durch einen Neubau bewilligen.
Ersatzbauvorschriften: Fir grossere Um- oder
allfallige Ersatzbauten sind das bestehende
Gebaudevolumen, die ungefahre Lage und
Stellung  sowie die  dussere  kubische
Erscheinungsform des Altbaus massgebend.

Neue Definition Dorf-
kernzone
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BZR neu BZR alt Kommentar
bis 11.0 m ein Grenzabstand von 4.0 m), betragt  Bautyp B
aber maximal 5.0 m. 9 Fur die Ubrigen Bauten (Bautyp B) gelten die im
9 Gebaudegestaltung: Die Gebéude sind so zu Teilzonenplan Dorfkernzone eingetragenen max.
gestalten, dass sie bezlglich  kubischer Gebaudegrundflachen und Vollgeschosse.
Gestaltung, Dimensionierung sowie der Fas- Dachneigung:  um 40°, jedoch max. 45°.
saden- und Dachgestaltung der ortlichen Situ- Der Ausbau des Dachgeschosses —als
ationen entsprechen und sich gut eingliedern. Fir Vollgeschoss im Rahmen von Art. 23 BZR st
Hauptbauten sind  Schrégdéacher mit  einer zulassig. Die Bauten haben sich beziglich
Dachneigung von mindestens 25 Grad einzuhal- kubischer Gestaltung, Dimensionen, ausserer
ten. Die Eindeckung der Dacher und Dachauf- Erscheinung, Fassaden- und Dachgestaltung,
pbauten hat mit an den Baustil angepassten Materialien und Farbgebung dem Ortsbild
Tonziegeln zu erfolgen. Solaranlagen mussen einzuordnen. Es sind nur geneigte Décher
sich gut in die Dachlandschaft eingliedern. gestattet.
8 Umgebungsgestaltung: Hauszugange, Frontfas- Bei 2- und mehrgeschossigen Bauten sind
saden, Vorgarten und Vorplatze nehmen Bezug insbesondere nicht zulassig:
zum &ffentlichen Raum und passen sich in ihrer - Dachgestaltungen  (Vorspriinge,  Ab-
Gestaltung in den bestehenden Ortskern ein. schliisse, Materialien, Aufbauten), die
" Ruckbau: Der Rlckbau von Gebauden und nicht dem Massstab der traditionellen
Gebaudeteilen sowie von baulichen Bestand- Bauweise entsprechen,
teilen der Umgebungsgestaltung (Brunnen, - Dacheinschnitte,
Treppen usw.) ist bewiligungspflichtig. Eine - auskragende Balkone (als Lauben gestal-
Abbruchbewilligung wird nur erteilt, wenn der tete Balkone sind gestattet),
Rilckbau das Ortsbild nicht in Uberméssiger - mehr als 6 m Garagefront pro Gebaude,
Weise schédigt oder fur die entstandene - Terrainveranderungen und Rampen, die
Baullcke ein rechtskraftig genehmigtes Projekt das Ortsbild stéren,
vorliegt. - stdrende Reklamen und Beschriftungen.
8 Planungskoordination und Begutachtung: Bau- Der Gemeinderat kann  von  diesen
vorhaben mit wesentlichen Auswirkungen auf Bestimmungen abweichen, wenn das Projekt
das Ortsbild sind gemass Art. 3 und Art. 4 dieser  afgrund eines wettbewerbsahnlichen Verfahrens
Vorschriften im Rahmen einer Voranfrage zu mit denkmalschitzerischer Begleitung erarbeitet
begutachten. Der Gemeinderat kann bei diesen wurde.
Bauvorhaben die Durchfuhrung e.mes.quallt.ats— Nebenbauten
S|ch§rnden Konkurrenzyerfahrens im Sinne eines o Zusitzich zu den Bauten A und B sind
Studienauftrags oder eines Wettbewerbsverfahr- ) ) .
ens verlangen. emggschos&ge Nebenbauten ) (Abstellraume,
9 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe Il vereinzelte  Garagen, Gartenhauschen usw.)
gestattet, wenn sie sich gestalterisch gut ins
Ortsbild einflgen.
Gestaltungsplanareale
7 n den im Zonenplan bezeichneten
"Gestaltungsplanarealen” ist ein Gesamtkonzept
zu erarbeiten, das sich bezlglich ortsbaulicher,
kubischer und architektonischer Qualitaten,
Gestaltung der Umgebung sowie Ldsung der
Erschliessung und Parkierung sehr gut ins
Ortsbild einfugt. Der Gemeinderat kann flr das
Gesamtkonzept  ein  wettbewerbsahnliches
Verfahren verlangen.
Als Richtwert gilt eine Ausnutzungsziffer von 0,45.
Art. 12 Zentrumszone (2) Ehemalige gemischte
" Zweck: Die Zentrumszone Udligenswil bezweckt Zonen, Erweiterung
die Bildung eines Dorf- und Geschéftszentrums Dortkernzone

mit  guter  Nutzungsdurchmischung  und
attraktiven, offentlichen Freirdumen.

Nutzung: Zulédssig sind Bauten, Anlagen und
Nutzungen fur Dienstleistungs- und Gewerbe-

betriebe, zum Wohnen und zur Erflllung
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offentlicher Aufgaben, die sich baulich und mit
ihren Auswirkungen in den Charakter des
Ortskerns einfligen. Freie Lager- und Umschlag-
platze sind nicht gestattet.
9 Grundmasse: Die max. zuldssigen Masse fir
Hauptbauten mit reiner Wohnnutzung sind in
Anhang 1 dieses Reglements festgelegt.
Grenzabstande: Die Grenzabstande richten sich
nach der bewiligten Gesamthohe (Gesamthohe
bis 11.0 m ein Grenzabstand von 4.0 m), betragt
aber maximal 5.0 m.
Erhdhung der Uberbauungsziffer: Fir Nutzungen,
welche offentlich  zugadnglich sind und der
Nahversorgung oder dem sozialen Leben dienen
(bspw. Ladennutzungen, Restaurants, Kinder-
tagesstatten) kann eine  Erhdhung  der
Uberbauungsziffer  beantragt  werden.  Der
Gemeinderat legt eine solche Erhéhung der
Uberbauungsziffer unter geblhrender Beriick-
sichtigung des Ortsbildes, aller raumrelevanten
Aspekte wie Gebaude- und Umgebungs-
gestaltung, Verkehr, Erschliessung und Schutz-
anspriche sowie sonstiger Offentlicher und
privater Interessen von Fall zu Fall fest.
8 Gebaudegestaltung: Die Gebaude sind so zu
gestalten, dass sie bezlglich kubischer
Gestaltung, Dimensionierung sowie der Fas-
saden- und Dachgestaltung der Ortlichen
Situationen entsprechen und sich gut eingliedern.
Umgebungsgestaltung: Hauszugange, Vorgarten
und Vorplatze nehmen Bezug zum o&ffentlichen
Raum und passen sich in ihrer Gestaltung in den
bestehenden Ortskern ein.
Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe Il

=

o

=)

8

Art. 13  Wohnzonen (W)

" In der Wohnzone sind Bauten, Anlagen und
Nutzungen zum Wohnen und fUr Dienstleistungs-
und Gewerbebetriebe zuldssig, sofern sie in
einem untergeordneten Verhaltnis sind und sich
diese baulich und mit ihren Auswirkungen in die
Wohnumgebung einflgen. Massgebend sind
dabei die durch den Charakter und die Qualitat
des Wohnquartiers  bestimmten  &rtlichen
Verhéltnisse.

2 Die maximal zuldssigen Uberbauungsziffern,
Gesamthdhen und Gebaudelangen sind in
Anhang 1 dieses Reglements festgelegt.

3 Aus planerischen Grinden (Aufschittung,

StUtzmauer) kann, insbesondere bei den

Grundstlcken zwischen der Luzerer- und der

Allmendstrasse (erschlossen durch die

Allmendstrasse), das massgebende Terrain

abweichend vom natirlich  gewachsenen

Gelandeverlauf festgelegt werden (§ 112a PBG).

Terrassenbauten sind nur im Rahmen von

Gestaltungsplénen zuléssig. Die Eingliederung in

die Hanglage richtet sich nach dem mass-

=

Art. 6 3-geschossige Wohnzonen (W3-a/W3-b)

" Die 3-geschossigen Wohnzonen sind flr Wohn-
zwecke bestimmt. Nicht stérende Geschéafts-
und Gewerbebetriebe sind gestattet, sofern sie
sich baulich in den Zonencharakter einflgen.

2 Es darf wie folgt gebaut werden:

- Vollgeschosse: max. 3

- Gebaudelange:

- max. 25 m bei 3 Vollgeschossen
max. 32 m bei 2 Vollgeschossen

W3-a W3-b
- Ausnutzungsziffer: max. 0.45  max. 0.5

Art. 7 1-geschossige Wohnzone und 2-geschos-

sige Wohnzonen (W1/W2-a/W2-b)

" Die 1-geschossigen und 2-geschossigen
Wohnzonen sind fir Wohnzwecke bestimmt.
Nicht stérende Geschafts- und Gewerbebetriebe
sind gestattet, sofern sie sich baulich in den
Zonencharakter einfugen.

2 Es darf wie folgt gebaut werden:

W3-a W3-b Wi

Neu ein Artikel fir alle
Wohnzonen geméss
MBZR mit Prézisierung

Umsetzung IVHB, PBG
und PBV: Die zonen-
spezifischen Masse
sind in Anhang 1 aufge-
listet.

L&sung Aufschdittungen
entlang Allmendstrasse

Absatz zu
Terrassenbauten wird
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gebenden Terrain. Die Bauten durfen eine Linie
nicht Gberschreiten, die in einem Abstand von 6.0
m parallel zum ausgemittelten massgebenden
Terrain verlauft. Die Ubereinander liegenden
Geschosse sind mindestens 3.0 m zurlickzu-
versetzen (siehe Schemaskizze im Anhang 3).

9 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe Il.

Vollgeschosse:

max. 2
AusnUtzungsziffer:

max. 0.25 max. 0.30* max.0.25
Gebaudelange:

max. 25 m max. 25 m max. 25 m
*Die AusnUtzungsziffer pro Geschoss betragt
hochstens 0,25.
Bei gut gestaffelten und gestalteten Fassaden
kann der Gemeinderat grossere Gebaudelangen
gestatten.

max. 2 max. 1

W2
Fassadenhdhe talseitig:
max 9.00 m max. 7.00 m
davon sichtbar™:
max. 8.20m max. 6.50 m
**Ausgenommen Garagezufahrt von max. 6.00
m Breite.
Gebiet Chrai / Volloch
In der Zone W2-b gelten
- auf einer Bautiefe stdlich der Chraigasse
und
- auf der Parzelle Nr. 222 Volloch
folgende Bestimmungen:
- Fassadenhdhe:  max. 8.20m
- Firsthohe: max. 9.50 m
9 Terrassenbauten sind nur im Rahmen von Gestal-
tungsplanen zulassig.
Sie sind der tatsachlichen Hangneigung anzupas-
sen und durfen eine Linie nicht Uberschreiten, die in
einem Abstand von 6 m parallel zum begradigten
gewachsenen Terrain verlauft. Die Ubereinander lie-
genden Vollgeschosse sind mind. 3 m zurtckzuver-
setzen und kubisch aufgelockert zu gestalten (siehe
Schemaskizze im Anhang).

Art. 8 Wohnzone fUr verdichtete Bauweise (W2-V)

" In der Wohnzone fiir verdichtete Bauweise gelten
grundsatzlich die Bestimmungen der 2-geschos-
sigen Wohnzone W2-b (Art. 7 BZR).

2 |m Rahmen von § 38 PBG ist zudem die
verdichtete Bauweise mit einer Ausnutzungsziffer
von mindestens 0.35 und hochstens 0.40
zulassig.

W1

auf die IVHB angepasst
und beibehalten.

Art. 14  Wohn- und Arbeitszone (WA)

" In der Wohn- und Arbeitszone sind Wohnungen
unter besonderer Beachtung eines gentigenden
Immissionsschutzes sowie hdchstens massig
stérende Gewerbe-, Geschéfts- und Dienst-
leistungsbetriebe zulassig.

2 Die maximal zuldssigen Uberbauungsziffern,
Gesamthdhen und Gebaudelangen sind in
Anhang 1 dieses Reglements festgelegt. Typ 1
definiert die Werte fur Hauptbauten mit Wohn-,
Arbeits- oder gemischter Nutzung, Typ 2 definiert
die Werte fUr zusatzliche Hauptbauten auf

Art. 9 Wohn- und Arbeitszone (W-Ar)

" Gestattet sind Wohnbauten sowie hochstens
massig storende Geschéafts- und
Gewerbebetriebe.

2 Es darf wie folgt gebaut werden:

Vollgeschosse: max. 3
AusnUtzungsziffer: max. 0.7
(davon fur Wohnen) (max. 0.5)
Gebaudelange:

bei Gewerbenutzung max. 40 m
bei Wohnnutzung max. 35 m

FUr Raume, die nach sechs Jahren gewerblich
nicht genutzt werden kdnnen, darf der

Geméss MBZR
Umsetzung IVHB, PBG
und PBV: Die zonen-
spezifischen Masse
sind in Anhang 1 aufge-
listet.

6. Mai 2024 — Offentliche Auflage

stadtlandplan AG | 8



BZR neu

BZR alt

Kommentar

@

5)

demselben Grund-stick mit ausschliesslicher
Arbeitsnutzung.

Ein Transfer von Wohnnutzung zu Bauten ge-
mass Typ 2 ist zuldssig, wenn im gleichen
Umfang Arbeitsnutzung in den Bauten gemass
Typ 1 realisiert wird (siehe Anhang 4). Die
Kompensationsmoglichkeit  besteht nur  flr
oberirdische Geschossflachen und muss flach-
engleich erfolgen. Die oberirdische Geschoss-
flache errechnet sich nach SIA 416, abzUglich der
Flachen von Unterniveaubauten und unterirdi-
schen Bauten gemass § 125 Planungs- und
Baugesetz (PBG).

FUr Raume, die nach sechs Jahren gewerblich
nicht genutzt werden kdnnen, darf der
Gemeinderat eine teilweise Umnutzung zu
Wohnzwecken im Rahmen der maximal zulds-
sigen Nutzungsmasse gemdass Anhang 1
bewilligen, wenn sich die Rdume dazu eignen.
Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe llI.

Gemeinderat eine teilweise Umnutzung zu
Wohnzwecken im Rahmen der max. Gesamt-
Ausnutzung bewilligen, wenn sich die Raume
dazu eignen.

Grenzt ein Gebaude an die Dorfkernzone, so hat
es bezlglich Gestaltung, Dimensionen, Materi-
alien und Farbgebung auf das Ortsbild Ricksicht
zu nehmen.

Abs. zur Umnutzung
gewerblich genutzter
Réaume far Wohnzwe-
cke wird beibehalten

Wird durch Eingliede-
rungsartikel sicherge-
stellt

Art. 9a Spezielle Wohnzone (W-S), Spezielle
Mischzone (M-S)

1)

Die spezielle Wohnzone W-S ist fur die
Wohnnutzung ~ bestimmt,  nicht  stérende
Geschéfts- und Dienstleistungsbetriebe sind
gestattet.

Die spezielle Mischzone M-S st fur die
Wohnnutzung, sowie fur nicht oder hdchstens
massig storende Geschafts-, Dienstleistungs-
und Gewerbebetriebe bestimmt.

In der speziellen Wohnzone W-S und in der
speziellen Mischzone M-S darf nur aufgrund
eines  Gesamtkonzepts, das in  einem
qualifizierten Verfahren erarbeitet wurde, und nur
im  Rahmen  eines  Gestaltungs-  oder
Bebauungsplans gebaut werden.

Weitere Anforderungen und Bedingungen fur die
Gestaltungs-  oder  Bebauungsplane  der
einzelnen Gebiete sind im Anhang 5 des BZR
festgelegt.

Kann durch die neu ge-
schaffene Zentrums-
zone und den beste-
henden Bebauungsplan
abgedeckt werden. Ver-
gleiche Art. 12 Zent-
rumszone neu

Art. 15 Arbeitszone (A)

1

In der Arbeitszone sind Bauten, Anlagen und
Nutzungen fur Gewerbe-, Geschéfts-, Dienstleis-
tungs- und Industriebetriebe zulassig.
Wohnungen durfen nur fir Betriebsinhabende
und flr betrieblich an den Standort gebundenes
Personal erstellt werden. In Bebauungs- und
Gestaltungsplanen  kénnen zur  Schaffung
harmonischer ~ Ubergange zu Wohnzonen
Ausnahmen vorgesehen werden.

Die maximal zuldssigen Uberbauungsziffern,
Gesamthdhen und Gebaudelangen sind in
Anhang 1 dieses Reglements festgelegt. Die
weiteren  Gebadudedimensionen  legt  der
Gemeinderat im Einzelfall unter geblUhrender
Bertcksichtigung der gewerblichen Erfordernisse
und der 6ffentlichen und privaten Interessen fest.

Art. 10 Arbeitszone (Ar-Ill)

1)

Die Arbeitszone der Empfindlichkeitsstufe ES I
(Ar-Ill) ist fur Betriebe bestimmt, die nicht oder nur
massig storen.

Wohnungen durfen nur fir Betriebsinhaber und
flr betrieblich an den Standort gebundenes
Personal erstellt werden. In Bebauungs- und
Gestaltungsplanen  kénnen zur  Schaffung
harmonischer ~ Ubergange zu Wohnzonen
Ausnahmen vorgesehen werden.

In der Arbeitszone kann wie folgt gebaut werden:

Uberbauungsziffer: 0.35
Fassadenhthe maximal: 9 m
Firsthéhe maximal: 11m

Die weiteren Gebaudedimensionen legt der
Gemeinderat im Einzelfall unter gebUhrender

Abs. 1 gemdss MBZR
Abs. 3 Umsetzung
IVHB, PBG und PBV.
Ubrige Bestimmungen
werden aus bisherigem
BZR tibernommen
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BZR neu BZR alt Kommentar
4 Bauten und Freiflachen sind gut zu gestalten, Bertcksichtigung der gewerblichen Erfordernisse
insbesondere  wenn sie von umliegenden und der 6ffentlichen und privaten Interessen fest.
Wohnquartieren einsehbar sind. Freie Lager und ® Bauten und Freiflichen sind gut zu gestalten,
Umschlagplatze sind nur in Verbindung mit insbesondere wenn sie von umliegenden
Gewerbebauten gestattet. Sie sind gegen Wohnquartieren einsehbar sind. Freie Lager und
Einblicke von aussen abzuschirmen. Umschlagplatze sind nur in Verbindung mit
9 Der Gemeinderat legt im Rahmen der Gewerbebauten gestattet. Sie sind gegen
Baubewilligung fir Bauten, Anlagen, Lager- und Einblicke von aussen abzuschirmen.
Umschlagplatze die erforderlichen Gestaltungs- © Der Gemeinderat legt im Rahmen der
und Bepflanzungsauflagen fest. Baubewilligung fir Bauten, Anlagen, Lager- und
8 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe IIl. Umschlagplatze die erforderlichen Gestaltungs-
und Bepflanzungsauflagen fest.
Art. 16 Zone flr &ffentliche Zwecke (62) Art. 11 Zone flr &ffentliche Zwecke (62) Neue Absétze geméss
) In der Zone fir dffentliche Zwecke sind Bauten, Bauten und Anlagen haben sich beziiglich Dimensi- MBZR, Nutzungen weit-
Anlagen und Nutzungen zuldssig, die Uber- onen und Gestaltung gut ins Ortsbild und die an- gehend analog heute
wiegend zur Erfullung offentlicher Aufgaben  grenzenden Zonen einzuordnen.
bendtigt werden und dem nachfolgend um-  Die Zonen fUr 6ffentliche Zwecke werden folgenden
schriebenen Zonenzweck entsprechen: Nutzungen zugefuhrt:
1) Areal der Kirche und Oberdorfstrasse: 1) Areal der Kirche und Oberdorfstrasse:
Kirchliche Bauten, Saalbauten, kulturelle Bauten,  Kirchliche Bauten, Saalbauten, kulturelle Bauten,
Pfarrhauswohnung, &ffentliche Parkplatze, Fried-  Wohnungen fUr hauptberufliches gemeindeeigenes
hofbauten und -anlagen Kirchenpersonal, offentliche Parkplatze, Friedhof-
2) Kirchrainstrasse: bauten und -anlagen.
Alterswohnungen, Pflegewohngruppe 2) Kirchrainstrasse:
3) Areal der Schule: Betagtenwohnungen
Schulbauten, Sport- und Freizeitanlagen, kultu-  3) Areal der Schule:
relle Bauten, Betriebswohnung Schulbauten, Sport- und Freizeitanlagen, kulturelle
4) Neuheim: Bauten
Nachfolgenutzung ARA, Sport- und Freizeitan-  4) Neuheim:
lagen ARA
5) Geeriallmend: 5) Geeriallmend:
Werkhof, Feuerwehr, Theorielokal/Mehrzweck- — Werkhof, Feuerwehr, Entsorgungsstelle Randbe-
saal, Entsorgungsstelle, Randbepflanzung im pflanzung im Rahmen des Baubewilligungs-
Rahmen des Baubewilligungsverfahrens verfahrens
2 Der Gemeinderat legt Nutzung und Baumasse im
Einzelfall unter Bertcksichtigung 6ffentlicher und
privater Interessen fest.
9 Bauten und Anlagen haben sich bezlglich
Dimensionen und Gestaltung gut ins Ortsbild und
die angrenzenden Zonen einzuordnen.
4 Fur die Gebiete 1 — 3 gilt die Larmempfindlich-
keitsstufe Il. Fur die Gebiete 4 — 5 gilt die
Larmempfindlichkeitsstufe |II.
Art. 17 Zone flir Sport- und Freizeitanlage (SpF)  Art. 12 Zone fiir Sport- und Freizeitanlage (SpF) Neue Absétze geméss
Y In der Zone fir Sport- und Freizeitanlagen sind  Bauten, Anlagen und Terrainveranderungen haben MBZR, Nutzungen weit-
Bauten, Anlagen und Nutzungen fir Sport-,  sich gut in Topografie und Landschaft einzuordnen.  gehend analog heute

Spiel- und FreizeitbedUrfnisse zuldssig, die dem

nachfolgend umschriebenen  Zonenzweck
entsprechen:
1) Goldispitz:
Rasenspielfelder und  Garderobengebaude,
Reitsport im Umfang der bestehenden Bauten
und Anlagen.

2 Fur die Zone fur Sport- und Freizeitanlagen kann
der Regierungsrat gemass § 49 Abs. 3 PBG das
Enteignungsrecht im Enteignungsverfahren nach
dem Enteignungsgesetz erteilen.

In der Zone fur Sport- und Freizeitanlagen (Goldis-
pitz) sind folgende Nutzungen zulassig: Rasenspiel-
felder und Garderobengebdude. Reitsport im Um-
fang der bestehenden Bauten und Anlagen.

FUr die Zone fUr Sport- und Freizeitanlagen kann der
Regierungsrat gemass § 49 Abs. 3 PBG das Enteig-
nungsrecht im Enteignungsverfahren nach dem Ent-
eignungsgesetz erteilen.
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9 Der Gemeinderat legt Nutzung und Baumasse im
Einzelfall unter Bertcksichtigung 6ffentlicher und
privater Interessen fest.

4 Bauten, Anlagen und Terrainverdnderungen
haben sich gut in die Topografie und Landschaft
einzuordnen

9 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe IIl.

Art. 18  Griinzone A (GrA)

" Die Grlnzone A bezweckt die Freihaltung

exponierter Landschaftselemente von Bauten

und Anlagen.

Zulassig ist eine extensive landwirtschaftliche

Nutzung mit den entsprechenden Bauten. Der

Gemeinderat kann  Erholungsanlagen  wie

Spielplatze, Ruheplatze, Wanderwege und

dergleichen sowie Bewirtschaftungswege bewil-

ligen.

9 Nicht zuldassig sind nutzungsméssige Intens-
ivierungen, die die Landschaft verandern oder
beeintréchtigen,  Terrainveranderungen  (Auf-
schittungen, Abgrabungen), Lagerungen, Stutz-
mauern, die Begradigung von Waldrandern oder
Aufforstungen sowie Gartenbau- und Gartnerei-
anlagen wie Plastiktunnels, Glashauser, Treib-
hauser und &hnliches.

4 Ausnahmen kann der Gemeinderat angrenzend

an die Wohnzone bewiligen (insbesondere

bezliglich Terrainanpassungen, Gartenanlagen
und Kleintierstéallen), sofern dem Vorhaben nicht

Uberwiegende Interessen der Walderhaltung und

des Landschaftsschutzes entgegenstehen.

Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe lll.

)

5)

Ehemaliger Art. 14
Grtinzone B

Art. 19 Grlinzone B (GrB) (als Grundnutzung

oder Uberlagert)

" Die Grlinzone B dient der Freihaltung von Kultur-
objekten, Freirdumen und historischen Wegen im
Siedlungsgebiet. Die Uberlagerte Flache zahlt zur
anrechenbaren Grundstiicksfléache.

2 Innerhalb der Griinzonen B sind untersagt:

a) Hochbauten aller Art, mit Ausnahme von
Kleinbauten in o6ffentlichem Interesse (Bus-
hauschen, Spielgerate etc.),

b) Terrainveranderungen (Aufschittungen, Ab-
grabungen).

Die Nutzung als Gartenanlage ist gestattet. Der

Ubergang zwischen Griinzone und bebaubarem

Bereich ist moglichst  natlrlich  (ohne

Steilbdschungen und Mauern) zu gestalten. Der

Gemeinderat kann in  begrindeten Fallen

Verkehrsanlagen bewilligen.

9 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe IIl.

Art. 13 Griinzone A (Gr-A)

D)

Die Grinzone A dient der Freihaltung von Kultur-
objekten, Freirdumen und historischen Wegen im
Siedlungsgebiet. Sie—ist—eirer—anderen—Zone
tberlagert: Die Uberlagerte Flache zahlt zur
anrechenbaren Grundstiicksfléache.

Innerhalb der Grlinzonen A sind untersagt:

- Hochbauten aller Art
- Terrainveranderungen  (Aufschittungen,
Abgrabungen).

Die Nutzung als Gartenanlage ist gestattet. Der
Ubergang zwischen Griinzone und bebaubarem
Bereich ist  moglichst  natlrlich  (ohne
Steilbdschungen und Mauern) zu gestalten. Der
Gemeinderat kann in  begrindeten Fallen
Verkehrsanlagen bewilligen.

Ubernahme der Bestim-
mung aus Teilrevision
Gewdsserrdume und
geringfigige Anpas-
sung (Kleinbauten im
offentlichen Interesse
wie Bushduschen er-
maoglichen)

Art. 14 Griinzone B (Gr-B)

D)

Die Grinzone B bezweckt die Freihaltung
exponierter Landschaftselemente von Bauten
und Anlagen.

Neu Art. 18 Griinzone A
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2 Zulassig ist eine extensive landwirtschaftliche
Nutzung mit den entsprechenden Bauten. Der
Gemeinderat kann  Erholungsanlagen  wie
Spielplatze, Wanderwege, Ruhepldtze und
dergleichen sowie Bewirtschaftungswege
bewilligen.

9 Nicht zulassig sind nutzungsmassige
Intensivierungen, die die Landschaft verandern
oder beeintrachtigen, Terrainveranderungen
(Aufschittungen, Abgrabungen), Lagerungen,
Stutzmauern, die Begradigung von Waldrandern
oder Aufforstungen sowie Gartenbau- und
Gartnereianlagen wie Plastiktunnels, Glashauser,
Treibh&user und ahnliches.

4 Ausnahmen kann der Gemeinderat angrenzend
an die Wohnzone bewiligen (insbesondere
bezliglich Terrainanpassungen, Gartenanlagen
und Kleintierstallen), sofern dem Vorhaben nicht
Uberwiegende Interessen der Walderhaltung und
des Landschaftsschutzes entgegenstehen.

Art. 20 Grlnzone Spielflache (GrS) (Uberlagert)

" Die Grlnzone Spielflache dient der Freihaltung
von Flachen fur die Spiel- und Freizeitnutzung
innerhalb des Baugebietes. Sie ist einer anderen
Zone Uberlagert. Die Uberlagerte Flache zahlt zur
anrechenbaren Grundstucksflache.

2 Zuldssig sind Bauten und Anlagen, die dem
Nutzungszweck dienen. Einstellhallen geméass
§ 18a PBV sind zuléssig, sofern sie dem
Nutzungszweck nicht widersprechen.

Sicherung Spielfidchen
und -pléatze aus Gestal-
tungsplangebieten

Art. 21 Grlnzone Gewasserraum (GrG)
(Gberlagert)

Die Griinzone Gewasserraum dient der Freihaltung
der Gewasserraume im Sinne von Art. 36a
Gewasserschutzgesetz  (GSchG). Sie ist einer
anderen Zone Uberlagert. Die Uberlagerte Flache
zahlt zur anrechenbaren Grundstlcksflache. Fir die
zuldssigen Nutzungen gelten die Bestimmungen
geméass Art. 41c Gewasserschutzverordnung
(GSchv).

Art. 14a Grinzone Gewasserraum (Gr-G)

" Die Grunzone Gr-G dient der Freihaltung der
Gewasserrdume im Sinne von Art. 36a GSchG.
Sie ist einer anderen Zone Uberlagert. Fur die
zuldssigen Nutzungen gelten die Bestimmungen
gemass Art. 41c GSchV.

Ubernahme der bisheri-
gen Bestimmungen

Art. 22 Verkehrszone (V)

" Die Verkehrszone umfasst Flachen flr den
Strassenverkehr.

2 In dieser Zone gelten die Bestimmung der
Strassengesetzgebung.

Umsetzung PBG und
PBV: Einfihrung neue
Zone notwendig

Art. 23 Landwirtschaftszone (Lw)

" In der Landwirtschaftszone gelten die kantonalen
und bundesrechtlichen Vorschriften.

2 Standort, Dimension, Gestaltung und Materialien
von Bauten und Anlagen sind so zu wahlen, dass
sich diese gut ins Landschaftsbild und in die
bestehende Bebauung einordnen. Neue
landwirtschaftliche Bauten sind mdglichst in
Hofndhe zu erstellen und wesensgleich oder in
verbesserter Gestaltung zu realisieren.

Art. 15 Landwirtschaftszone (Lw)

" Fur die Landwirtschaftszone gelten unter
Vorbehalt von Abs. 3 und 4 die kantonalen und
bundesrechtlichen Vorschriften.

2 Standort, Gestaltung und Materialien von Bauten
und Anlagen sind so zu wahlen, dass diese sich
ins Landschaftsbild und in die bestehende
Bebauung gut einordnen. Sie sind in der Regel
mit einheimischen, standortgerechten Baumen
und Strduchern zu begrinen. Im Weiteren gelten
die Bestimmungen von § 140 PBG.

Ubernahme MBZR, mit
zusétzlicher Formulie-
rung «wesensgleich».
Unverénderte Uber-
nahme Artikel zu Gért-
nereianiagen
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9 Wertvolle  Lebensrdaume von  Tier- und
Pflanzenarten sind soweit moglich zu erhalten
und untereinander zu vernetzen.

4 Baumschulen, Bauten und Anlagen flr
gewerbliche Gartnerei- und Gartenbaubetriebe,
feste Plastik- oder Glastunnels, offene Géartnerei-
und Gartenbaumateriallager und dergleichen sind

in den im Zonenplan speziell bezeichneten
Gebieten zuldssig, wenn sie an wenig
exponierten oder landschaftlich wenig

empfindlichen Orten angelegt werden.
9 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe IIl.

9 Der Gemeinderat kann Bauten und Anlagen
untersagen, wenn sie landschaftlich exponiert
liegen und das Landschaftsbild erheblich storen.

Gartnereianlagen zuldssig

4 Baumschulen, Bauten und Anlagen fur
gewerbliche Gértnerei- und Gartenbaubetriebe,
feste Plastik- oder Glastunnels, offene Gartnerei-
und Gartenbaumateriallager und dergleichen sind

in den im Zonenplan speziell bezeichneten
Gebieten zuldssig, wenn sie an wenig
exponierten oder landschaftlich wenig

empfindlichen Orten angelegt werden.

Art. 24 Reservezone (R)

" Die Reservezone umfasst Land, dessen Nutzung
noch nicht bestimmt ist.

2 In dieser Zone gelten die Bestimmungen der
Landwirtschaftszone.

9 Bei ausgewiesenem Bedarf kann in der
Reservezone langfristig die Bauzone erweitert
werden.

4 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe IlIl.

Art. 16 Ubriges Gebiet B (UG B)

Y Das Ubrige Gebiet B umfasst Land, dessen
Nutzung noch nicht bestimmt ist.

2 Bei ausgewiesenem Bedarf kann auf diesem
Gebiet langfristig die Bauzone erweitert werden.

9 Es gelten die Bestimmungen der Landwirt-
schaftszone.

Ubernahme MBZR,
Ubriges Gebiet B wird
neu Reservezone ge-
nannt

Art. 25 Ubriges Gebiet A/Verkehrsflache

UGAa)

" Das Ubrige Gebiet A/die Verkehrsflache umfasst
Ubergeordnete Strassen ausserhalb des Bau-

Umsetzung PBG und
PBV: Einfihrung neue
Zone notwendig

gebiets, Gewasser und Flachen, die keiner
Nutzung zugewiesen werden kénnen.

2 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe Il.

Art. 26 Freihaltezone  Gewasserraum  (FrG)

(Gberlagert)

" Die Freihaltezone Gewasserraum bezweckt die
Freihaltung des Gewésserraums entlang der
Gewasser ausserhalb der Bauzonen. Sie ist einer
anderen Zone Uberlagert.

2 Die Nutzung richtet sich nach Art. 41c
eidgendssicher  Gewasscherschutzverordnung
(GSchV) sowie §11e kantonaler
Gewasserschutzverordnung (KGSchV).

9 In den im Zonenplan speziell bezeichneten
Flachen innerhalb der Freihaltezone Gewasser-
raum gelten die Nutzungseinschrankungen von
Art. 41c Abs. 3 und Abs. 4 GSchV nicht.

Ubernahme der Bestim-
mung aus Teilrevision
Gewdsserrdume

Art. 27  Naturschutzzonen (Ns)?

" Die Naturschutzzonen bezwecken die Erhaltung
schitzenswerter Gebiete, die als Lebensrdume
von Tieren und Pflanzen bedeutend sind.

Art. 178 Naturschutzzonen

" Die Naturschutzzonen bezwecken die Erhaltung
schitzenswerter Gebiete, die als Lebensrdume
von Tieren und Pflanzen bedeutend sind.

Unverénderte Uber-
nahme

2 Die Verfligung des Gemeinderates vom 14. Juli 1987 zum Schutze der Moore, Riede und schiitzenswerten Landschaften im Gebiete des Unteren
Waldes wird nach Inkrafttreten des Bau- und Zonenreglementes durch den Gemeinderat aufgehoben.
3 Die Verfligung des Gemeinderates vom 14. Juli 1987 zum Schutze der Moore, Riede und schiitzenswerten Landschaften im Gebiete des Unteren
Waldes wird nach Inkrafttreten des Bau- und Zonenreglementes durch den Gemeinderat aufgehoben.
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2 In den Naturschutzzonen sind nur Massnahmen
zuldssig, die den Okologischen Wert erhalten
oder erhdhen. Namentlich untersagt sind:

a) Entwasserungen, Terrainveranderungen und

Aufforstungen,

b) Bauten, Anlagen und Einrichtungen jeder Art,
c) Ausgraben oder Zerstdren von Pflanzen.
Bestehende Bauten, Anlagen und Einrichtungen
durfen unterhalten werden. Im Weitern durfen auf
Bewiligung des Gemeinderates hin Kkleinere
Graben bis max. 30 cm Tiefe zwecks Regulierung
des Wasserhaushaltes unterhalten werden. Neue
Grében durfen nicht angelegt werden.

Naturschutzzone | (Ns-I)

9 Die Naturschutzzone | umfasst die Kernraume
der Schutzgebiete. Die landwirtschaftliche
Nutzung der Wiesen, Rieder und Moore ist auf
den jahrlichen Streueschnitt begrenzt. Dieser darf
nicht vor dem 15. September vorgenommen
werden (Ausnahmen im Rahmen von Abs. 8
zuldssig); das Schnittgut ist abzuflhren. Die
Wiesen durfen weder beweidet noch gedingt
noch mit anderen Hilfsstoffen versehen werden.
Aufkommende Holzgewachse sind zu entfernen.

Naturschutzzone Il (Ns-II)

4 Die Naturschutzzone Il umfasst die Pufferzonen

zu den Kernrdumen. Acker- und Gartenbau sind
untersagt. Die Wiesen durfen weder gedungt
noch mit anderen Hilfsstoffen versehen werden.
Das Beweiden kann im Rahmen der Nutzungs-
und Pflegevereinbarungen beschrankt
zugelassen werden, wenn die Kernrdume
dadurch nicht beeintrachtigt werden.
Das Gebiet der Naturschutzzone IlI, welches
Uberlagert ist mit der Zone ,Gartnerei-/Garten-
bauanlagen zulassig“, (Teile der Grundstlcke
Nm. 66 und 67), darf nebst der landwirtschaf-
tichen Nutzung nur flr Baumschulen ohne
Einsatz von Dunger und diesem gleichgestellte
Erzeugnisse und  Pflanzenbehandlungsmittel
genutzt werden.

Naturschutzzone IIl (Ns-IIl)

9 In der Naturschutzzone Il gelten die Bestim-
mungen der Naturschutzzone Il. Das Ausbringen
von Mist kann jedoch im Rahmen der Nutzungs-
und Pflegevereinbarungen beschrankt zuge-
lassen werden, wenn die Schutzziele nicht
beeintrachtigt werden.

Naturschutzzone IV (Ns-IV)

9 Die Naturschutzzone IV ist dem Wald Uberlagert.
Sie bezweckt die FErhaltung schutzwurdiger
Waldgesellschaften. Schutzziele, Nutzung und
Pflege legt der Gemeinderat in Zusammenarbeit
mit dem Forstdienst und der zustandigen
kantonalen Dienststelle fest.

Naturschutzzone V (Ns-V)

2

In den Naturschutzzonen sind nur Massnahmen
zuldssig, die den Okologischen Wert erhalten
oder erhéhen. Namentlich untersagt sind:

a) Entwasserungen, Terrainveranderungen und

Aufforstungen

b) Bauten, Anlagen und Einrichtungen jeder Art
c) das Ausgraben oder Zerstéren von Pflanzen.
Bestehende Bauten, Anlagen und Einrichtungen
durfen unterhalten werden. Im weitern durfen auf
Bewiligung des Gemeinderates hin Kkleinere
Graben bis max. 30 cm Tiefe zwecks Regulierung
des Wasserhaushaltes unterhalten werden. Neue
Grében durfen nicht angelegt werden.

Naturschutzzone | (Ns-I)

3)

Die Naturschutzzone | umfasst die Kernrdume
der Schutzgebiete. Die landwirtschaftliche
Nutzung der Wiesen, Rieder und Moore ist auf
den jahrlichen Streueschnitt begrenzt. Dieser darf
nicht vor dem 15. September vorgenommen
werden (Ausnahmen im Rahmen von Abs. 8
zuldssig); das Schnittgut ist abzuflhren. Die
Wiesen durfen weder beweidet noch gedingt
noch mit anderen Hilfsstoffen versehen werden.
Aufkommende Holzgewachse sind zu entfernen.

Naturschutzzone Il (Ns-II)

4

Die Naturschutzzone Il umfasst die Pufferzonen
zu den Kernrdumen. Acker- und Gartenbau sind
untersagt. Die Wiesen durfen weder gedungt
noch mit anderen Hilfsstoffen versehen werden.
Das Beweiden kann im Rahmen der Nutzungs-
und Pflegevereinbarungen beschrankt
zugelassen werden, wenn die Kernrdume
dadurch nicht beeintrachtigt werden.

Das Gebiet der Naturschutzzone IlI, welches
Uberlagert ist mit der Zone ,Gartnerei-/Garten-
bauanlagen zuldssig“, (Teile der Grundstlcke
Nm. 66 und 67), darf nebst der landwirtschaf-
tichen Nutzung nur flr Baumschulen ohne
Flissigdinger und Herbizide genutzt werden.

Naturschutzzone Il (Ns-Ill)

5)

In der Naturschutzzone Ill gelten die Bestim-
mungen der Naturschutzzone Il. Das Ausbringen
von Mist kann jedoch im Rahmen der Nutzungs-
und Pflegevereinbarungen beschrankt zuge-
lassen werden, wenn die Schutzziele nicht
beeintrachtigt werden.

Naturschutzzone IV (Ns-IV)

6)

Die Naturschutzzone IV ist dem Wald Uberlagert.
Sie bezweckt die Erhaltung schutzwUrdiger
Waldgesellschaften. Schutzziele, Nutzung und
Pflege legt der Gemeinderat in Zusammenarbeit
mit dem Forstdienst und dem Amt fur Natur- und
Landschaftsschutz fest.

Naturschutzzone V (NS-V)

7)

Die Naturschutzzone V ist dem Wald Uberlagert.
Sie dient als Ubergangszone zwischen der
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1 Die Naturschutzzone V ist dem Wald Uberlagert.
Sie dient als Ubergangszone zwischen der
Naturschutzzone IV und dem Ubrigen Wald. lhre
Pflege und Nutzung ist auf die Schutzziele der
Ns-Zone IV abzustimmen. Grundsétze und
Massnahmen werden in einem Pflegeplan vom
Gemeinderat in  Zusammenarbeit mit dem
Forstdienst und  der zustandigen kantonalen
Dienststelle festgelegt.

Schutz- und Pflegemassnahmen

8 Der Gemeinderat ist ermachtigt, die erforder-
lichen Schutz- und Pflegemassnahmen im Sinne
der §§ 21 ff NLG anzuordnen.

Ausnahmen

9 Der Gemeinderat kann im Rahmen der
Pflegevereinbarungen Ausnahmen der Vorschrif-
ten der Abs. 2 - 7 bewilligen,

a) wenn dies im Interesse der Schutzziele ge-
schieht, oder

b) wenn ausserordentliche Verhaltnisse vorlie-
gen und die Anwendung der Schutzvorschrif-
ten nicht zumutbar ist.

Die Schutzziele dirfen nicht beeintrachtigt werden.
Vorbehalten bleibt Art. 24 Abs. 1 des
Bundesgesetzes Uber die Raumplanung (RPG) und
die Bestimmungen des PBGs.

Naturschutzzone IV und dem Ubrigen Wald. lhre
Pflege und Nutzung ist auf die Schutzziele der
NS-Zone IV abzustimmen. Grundsétze und
Massnahmen werden in einem Pflegeplan vom
Gemeinderat in  Zusammenarbeit mit dem
Forstdienst und dem Amt fur Natur- und
Landschaftsschutz festgelegt.

Schutz- und Pflegemassnahmen

8 Der Gemeinderat ist ermachtigt, die erforder-
lichen Schutz- und Pflegemassnahmen im Sinne
der §§ 21 ff NLG anzuordnen.

Ausnahmen

9 Der Gemeinderat kann im Rahmen der
Pflegevereinbarungen  Ausnahmen von den
Vorschriften der Abs. 2 - 7 bewilligen,

- wenn dies im Interesse der Schutzziele
geschieht, oder

- wenn ausserordentliche Verhéltnisse vor-
liegen und die Anwendung der Schutzvor-
schriften nicht zumutbar ist.

Die Schutzziele dirfen nicht beeintrachtigt
werden. Vorbehalten bleiben Artikel 24 der
Bundesverfassung, Artikel 24 Abs. 1 des Bundes-
gesetzes Uber die Raumplanung und die Bestim-
mungen des Planungs- und Baugesetzes.

Art. 28 Gefahrenzonen allgemein

" Gefahrdete Gebiete gemass § 146 PBG sind in
einer kommunalen Gefahrenkarte vermerkt. Sie
bezeichnet insbesondere Gebiete, welche durch
Uberschwemmungen, Ubersarungen, Erosion
oder Rutschungen gefahrdet sind.

2 Die Gefahrenkarte liegt bei der Gemeinde-
verwaltung zur Einsicht auf. Der Perimeter der
Gefahrenkarte und die festgelegten Gefahren-
zonen sind im Zonenplan dargestellt.

9 Die Gefahrenzonen umfassen Gebiete, welche

nur mit sichernden Massnahmen Uberbaut

werden durfen. Die Bestimmungen der Gefahren-
zonen gehen jenen der von ihnen Uberlagerten

Zonen vor.

Samtliche Terrainveranderungen sind bewilli-

gungspflichtig.

9 Bei Neubauten und baulichen Veréanderungen,

=

einschliesslich  Terrainveranderungen,  sind
folgende Grundsatze zu beachten: Die ein-
wirkenden  Gefahrenprozesse dirfen das

Gebéaudeinnere nicht beeintrachtigen. Fur die
Intensitéaten, z.B. die Einwirkhdhe, sind die
Intensitatskarten fUr sehr seltene Ereignisse (100
bis 300 Jahre) massgebend.

Innerhalb der Gefahrenzonen hat der Gemeinde-
rat die vorgesehenen Schutzmassnahmen im
Baubewilligungsverfahren zu  Uberprtfen und
alifallig notwendige Auflagen zu machen. Er kann
aufgrund  der lokalen  Gefahrensituationen

o

Art. 17a. Gefahrenzonen allgemein

" Gefahrdete Gebiete gemass § 146 PBG sind in
einer kommunalen Gefahrenkarte vermerkt. Sie
bezeichnet insbesondere Gebiete, welche durch
Uberschwemmungen, Ubersarungen, Erosion
oder Rutschungen gefahrdet sind.

2 Die Gefahrenkarte liegt bei der Gemeinde-
verwaltung zur Einsicht auf. Der Perimeter der
Gefahrenkarte und die festgelegten Gefahren-
zonen sind im Zonenplan dargestellt.

9 Die Gefahrenzonen umfassen Gebiete, welche
nur mit sichernden Massnahmen Uberbaut
werden durfen. Die Bestimmungen der Gefahren-
zonen gehen jenen der von ihnen Uberlagerten
Zonen vor.

4 Samtliche Terrainveranderungen sind bewilli-
gungspflichtig.

9 Bei Neubauten und baulichen Veréanderungen,

einschliesslich  Terrainveranderungen,  sind
folgende Grundsatze zu beachten: Die ein-
wirkenden  Gefahrenprozesse dirfen das

Gebéaudeinnere nicht beeintrachtigen. Fur die
Intensitaten, z. B. die Einwirkhdhe, sind die
Intensitatskarten fUr sehr seltene Ereignisse (100
bis 300 Jahre) massgebend.

8 Innerhalb der Gefahrenzonen hat der Gemeinde-
rat die vorgesehenen Schutzmassnahmen im
Baubewilligungsverfahren zu  Uberprtfen und
alifallig notwendige Auflagen zu machen. Er kann
aufgrund  der lokalen  Gefahrensituationen

Unverénderte Uber-
nahme
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Nutzungseinschrankungen erlassen. Ausnah-
men von Bestimmungen dieses Artikels kdnnen
gewahrt werden, wenn aufgrund realisierter
Massnahmen die Gefahrensituation beseitigt
oder reduziert werden konnte oder, wenn im
Zusammenhang mit Bauvorhaben Massnahmen
getroffen werden, welche eine Gefahrdung des
Gebietes nachhaltig aufheben.

7 Die zum Schutz gegen Naturgefahren vor-
gesehenen Massnahmen sind im Baugesuch
darzustellen und zu begrinden.

9 Bei Anderungen an bestehenden Bauten sind
Verbesserungen gemass den  verlangten
Massnahmen im Rahmen der Verhaltnis-
massigkeit vorzunehmen.

Nutzungseinschrankungen erlassen. Ausnah-
men von Bestimmungen dieses Artikels kdnnen
gewahrt werden, wenn aufgrund realisierter
Massnahmen die Gefahrensituation beseitigt
oder reduziert werden konnte, oder wenn im
Zusammenhang mit Bauvorhaben Massnahmen
getroffen werden, welche eine Gefdhrdung des
Gebietes nachhaltig aufheben.

7 Die zum Schutz gegen Naturgefahren vor-
gesehenen Massnahmen sind im Baugesuch
darzustellen und zu begrinden.

9 Bei Anderungen an bestehenden Bauten sind
Verbesserungen gemass den  verlangten
Massnahmen im Rahmen der Verhaltnis-
massigkeit vorzunehmen.

Art. 29 Gefahrenzone Wasser, mittlere und er-

hebliche Gefahrdung

" Die Gefahrenzone Wasser, mittlere und
erhebliche Gefahrdung (blaue und rote Gefahr-
enstufe) dient dem Schutz von Sachwerten in
durch  Uberschwemmung, Ubersarung und
Erosion mittel und erheblich gefahrdetem Gebiet
(Gefahrdung durch Wildbach).

2 Uper Einwirkhdhen und notwendige bauliche
Massnahmen geben die Intensitatskarte und die
Gefahrenkarte Auskunft, die auf der Gemeinde-
kanzlei einzusehen sind.

Art. 17b Gefahrenzone Wassergefahren Gefah-

renstufe 2 (G-Wa2)

" Die Gefahrenzone Wassergefahren Gefahren-
stufe 2 (blaue Gefahrenstufe) dient dem Schutz
von Sachwerten in durch Uberschwemmung,
Ubersarung und Erosion mittel gefahrdetem
Gebiet (Gefahrdung durch Wildbach).

2 Uper Einwirkhdhen und notwendige bauliche
Massnahmen geben die Intensitatskarte und die
Gefahrenkarte Auskunft, die auf der Gemeinde-
kanzlei einzusehen sind.

Anpassung Beschrif-
tung

Art. 30 Gefahrenzone Wasser, geringe Gefahr-

dung

" Die Gefahrenzone Wasser, geringe Gefahrdung
(gelbe Gefahrenstufe) dient dem Schutz von
Sachwerten in durch  Uberschwemmung,
Ubersarung und Erosion geringer gefahrdetem
Gebiet (Gefahrdung durch Wildbach).

2 Uber Einwirkhdhen und notwendige bauliche
Massnahmen geben die Intensitatskarte und die
Gefahrenkarte Auskunft, die auf der Gemeinde-
kanzlei einzusehen sind.

Art. 17¢ Gefahrenzone Wassergefahren

Gefahrenstufe 3 (G-Wa3)

" Die Gefahrenzone Wassergefahren Gefahren-
stufe 3 (gelb-blaue Gefahrenstufe) dient dem
Schutz von Sachwerten in durch Uberschwem-
mung, Ubersarung und Erosion geringer gefahr-
detem Gebiet (Gefahrdung durch Wildbach).

2 Uber Einwirkhdhen und notwendige bauliche
Massnahmen geben die Intensitatskarte und die
Gefahrenkarte Auskunft, die auf der Gemeinde-
kanzlei einzusehen sind.

Anpassung Beschrif-
tung

Art. 31  Gefahrenzone Rutschungen, mittlere

und erhebliche Gefahrdung

" Die Gefahrenzone Rutschungen, mittlere und
erhebliche Gefahrdung (blaue und rote Gefahr-
enstufe) dient dem Schutz von Sachwerten in durch
Rutschungen mittel und erheblich gefahrdetem
Gebiet.

2 Bei Neubauten und baulichen Veranderungen
durfen die durch Rutschungen gefahrdeten
Fassaden keine  ungeschiitzten  Offnungen

aufweisen, und sie mussen der in der Gefahrenkarte
angezeigten Prozessintensitat widerstehen.

9 Uber Einwirkhdhen und notwendige bauliche
Massnahmen geben die Intensitatskarte und die
Gefahrenkarte Auskunft, die auf der Gemeinde-
kanzlei einzusehen sind.

Art. 17d Gefahrenzone Rutschungen

Gefahrenstufe 2 (G-Ru2)

" Die Gefahrenzone Rutschungen Gefahrenstufe 2
(blau gepunktete Gefahrenstufe) dient dem
Schutz von Sachwerten in durch Rutschungen
mittel gefahrdetem Gebiet.

2 Bei Neubauten und baulichen Veranderungen
durfen die durch Rutschungen geféhrdeten

Fassaden keine ungeschitzten Offnungen
aufweisen, und sie mussen der in der
Gefahrenkarte angezeigten Prozessintensitat

widerstehen.

9 Uber Einwirkhdhen und notwendige bauliche
Massnahmen geben die Intensitatskarte und die
Gefahrenkarte Auskunft, die auf der Gemeinde-
kanzlei einzusehen sind.

Anpassung Beschrif-
tung

Art. 32 Gefahrenzone Rutschungen, geringe
Geféhrdung

Art. 17e Gefahrenhinweiszone Rutschungen
(GH-Ru)

Anpassung Beschrif-
tung
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1

Die Gefahrenzone, geringe Gefahrdung (gelbe
Gefahrenstufe) bezeichnet Gebiete mit geringer
Gefahrdung durch Rutschungen.

2 Da der Schutz der Geb&ude haufig mit einfachen
Massnahmen realisiert werden kann, wird dem
Bauherr empfohlen, die Gefahrdung gemass
Auflagen in den Gefahrenzonen zu eliminieren.

9 Uper Einwirkhdhen und Prozessintensititen

geben die Intensitatskarte und die Gefahrenkarte

Auskunft, die auf der Gemeindekanzlei

einzusehen sind.

" Die Gefahrenhinweiszone (gelbe Gefahrenstufe)
bezeichnet Gebiete mit geringer Geféhrdung
durch Rutschungen.

2 Da der Schutz der Geb&ude haufig mit einfachen
Massnahmen realisiert werden kann, wird dem
Bauherr empfohlen, die Gefahrdung gemass
Auflagen in den Gefahrenzonen zu eliminieren.

9 Die vorhandenen Einwirkungshéhen und
Prozessintensitaten kénnen den massgebenden
Intensitatskarten  (Gefahrenkarten  bei  der

Gemeindeverwaltung) entnommen werden.

Art. 33  Einzelbaum/Baumreihe geschiitzt

" Die im Zonenplan als geschitzt bezeichneten
Einzelbdume, Baumgruppen und Baumreihen
sind langfristig in ihrer rAumlichen Wirkung und
siedlungsokologischen Qualitat zu erhalten.

2 Zulassig sind fachgerechte Pflegemassnahmen.

9 Gefahrden  bauliche  Massnahmen  einen
geschutzten Baum, so sind in Absprache mit der
zustandigen  Behorde  Schutzvorkehrungen
vorzunehmen.

4 Eine Baumféllbewiligung kann ausnahmsweise
erteilt werden, wenn eines oder mehrere der
nachfolgenden Kriterien erflllt sind:

a) Der Baum in einem Zustand ist, der
Massnahmen zum Erhalt aussichtslos er-
scheinen lasst,

b) Der Baum im Sinne einer Pflegemassnahme
zugunsten eines wertvollen Baumbestands
entfernt oder eingreifend zurlickgeschnitten
werden muss,

c) Der Baum Personen oder Bauten und
Anlagen geféahrdet und keine andere
zumutbare Moglichkeit der Gefahrenabwehr
gegeben ist,

d) Der Baum die ordentliche Grundsticks-
nutzung durch einen Neubau oder bauliche
Anderungen unverhaltnismassig einschrankt,

e) Ausserordentliche Verhéltnisse vorliegen und
eine fur die offentlichen Interessen gesamthaft
bessere Situation geschaffen wird, wobei der
Baumschutz angemessen zu berticksichtigen

ist.
9 Im Baumféllgesuch ist nachzuweisen, dass
samtliche  planerischen  Massnahmen und

Pflegemassnahmen nicht geeignet sind, den
Baum zu erhalten. Dazu ist ein Gutachten durch
eine ausgewiesene, unabhangige Fachperson zu
erstellen.

8 Wird die Baumfallbewilligung erteilt, so ist eine
Ersatzpflanzung gemass Art. 35 vorzunehmen
und langfristig zu sichern.

7 Bei einem natirlichen Abgang eines geschutzten
Einzelbaums, einer Baumgruppe oder einer
Baumreihe ist ebenfalls eine Ersatzpflanzung
gemass Abs. 6 vorzunehmen.
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Art. 34 Bé&ume innerhalb der Bauzone

" Innerhalb der Bauzone sind Baume mit einem
Stammumfang von mindestens 80 cm
(gemessen auf 1 m Hohe ab gewachsenem
Boden) in ihrer rdumlichen Wirkung und
siedlungsokologischen Qualitat zu erhalten.

2 Gefdhrden  bauliche  Massnahmen  einen
erhaltenswerten Baum, so sind in Absprache mit
der zustandigen Behorde Schutzvorkehrungen
vorzunehmen.

9 Fur die Fallung von Baumen mit einem
Stammumfang von mindestens 80 cm ist ein
Baumfallgesuch  einzureichen.  Dieses hat
Informationen zu enthalten Uber die Art und
Grdsse des zu fallenden Baumes, den Standort,
die Begriindung warum der Baum gefallt werden
soll, die vorgesehene Ersatzpflanzung und den
Nachweis, weshalb der Baum nicht gehalten
werden kann.

4 Eine Baumfallbewiligung kann erteilt werden,
wenn folgende Kriterien kumulativ erfullt sind:

a) Fur nicht im Zonenplan dargestellte Baume
nur ein geringes oder kein Offentliches
Interesse an deren Erhaltung besteht,

b) Bei Baumreihen oder -gruppen die raumliche
Wirkung der Einheit durch die Entfernung
eines Einzelobjekts nicht geschmalert wird,

c) Ein gleichwertiger Ersatz mittels Ersatz-
pflanzung sichergestellt werden kann.

Art. 35 Ersatzpflanzung

1

Ersatzpflanzungen sind so anzulegen, dass sie
Okologisch und landschaftstypisch mittelfristig
eine gleichwertige Funktion Gbernehmen kénnen.
Die  Ersatzpflanzung erhdlt den  selben
Schutzstatus analog Art. 33 und Art. 34.

Ist ein Ersatz auf dem gleichen Grundstiick nicht
moglich, kann der Ersatz auf anderen
Grundstlcken im Umkreis von 100 m bewilligt
werden, wenn die Offentlichen Interessen damit
nicht geschmalert werden.

9 Ist eine Ersatzpflanzung nicht maglich, legt der
Gemeinderat  unter  BerUcksichtigung  der
raumlichen und siedlungsokologischen
Bedeutung die Ersatzabgabe pro Baum fest
(mind. CHF 5'000.-). Die Hohe der Abgabe
orientiert sich an den Kosten fur die Erstellung
und Pflanzung eines ebenbrtigen Ersatzes und
wird zweckgebunden eingesetzt.

n
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Art. 36 Naturobjekte* (Einzelbaum, Baumreihe, Art. 18 Naturobjekte® (Hecken, Feldgehdlze, Ufer-  Ubernahme MBZR
Hecke, Feldgehdlze, Uferbestockung) bestockungen)
" Die im Zonenplan bezeichneten Naturobjekte " Hecken, Feldgehodlze und Uferbestockungen sind
sind zu erhalten und zu pflegen. Verboten sind geschutzt (Verordnung zum Schutze der Hecken,
alle Massnahmen, die direkt oder indirekt den Feldgeholze und Uferbestockungen vom 19.
Erhalt eines Naturobjekts geféhrden. Bei ihrem Dezember 1989).
natlrlichen Abgang sind sie durch die 2 In Erganzung der Hecken, Feldgehdlze und
EigentUmerschaft zu ersetzen. Uferbestockungen  sind  auch  markante
2 Die land- und forstwirtschaftliche Nutzung und Einzelbaume geschutzt, soweit sie im Zonenplan
Pflege gemass der kantonalen Verordnung zum dargestellt sind.
Schutz der Hecken, Feldgehdlze und Ufer- Verboten sind alle Massnahmen, die direkt oder
bestockungen bzw. dem Wasserbaugesetz indirekt den Erhalt des Baumes geféhrden. Die
bleibt gewahrleistet. Beseitigung aus zwingenden Grinden (Krankheit,
9 Hoch- und Tiefbauten sowie Terrainverande- Alter, Gefahrdung) bedarf der Genehmigung des
rungen haben von Naturobjekten einen Abstand Gemeinderates. Der Gemeinderat regelt die
von mindestens 6.0 m einzuhalten. Ersatzpflanzung.
4 Wird ein Uberwiegendes Interesse an der ¥ Von den Naturobjekten (obere Boschungskante
Veranderung oder Beseitigung eines Natur- resp. Verbindungslinie der dussersten Stamme
objektes nachgewiesen, kann der Gemeinderat und Bestockungen) ist ein Bauabstand von mind.
eine entsprechende Bewilligung mit der Auflage 6 m einzuhalten. Im Bereich des Bauabstandes
erteilen, dass in der unmittelbaren Umgebung sind auch Abgrabungen, Steilbdschungen und
gleichwertiger Ersatz geschaffen wird. Mauern untersagt (vorbehalten bleiben die
Gewasserabstandsvorschriften gemass
Wasserbaugesetz).
2.3 Sondernutzungsplane
Art. 37  Gestaltungsplanpflicht Erlduterung Pflicht

1)

In den im Zonenplan speziell bezeichneten
Gebieten darf nur im Rahmen eines Gestaltungs-
planes gebaut werden.

Der Gemeinderat kann ausnahmsweise bauliche
Anderungen sowie angemessene Erweiterungen
bestehender Bauten von der Gestaltungsplan-
pflicht befreien, wenn die baulichen Massnahmen
von untergeordneter Bedeutung sind und kein
Préjudiz fur allfalige spatere Gestaltungsplane
geschaffen wird.

In Gebieten mit Gestaltungspflicht kann der
Gemeinderat Abweichungen gemass § 75 Abs. 1
PBG von mehr als 10 % auf die Gesamthdhe und
die UZ gewahren, wenn (iber ein qualifiziertes
Verfahren gemass Art. 5 Abs. 5 dieses Regle-
ments der Nachweis wesentlicher Vorteile
gegenuber der Normalbauweise sowie einer
guten Eingliederung erbracht werden kann.

4 Gemass Anhang 4.5 der Verordnung des Bundesrates Uber umweltgefahrdende Stoffe (Stoffverordnung) vom 9. Juni 1986 (SR 814.013) duirfen
Dinger und diesen gleichgestellte Erzeugnisse in Hecken und Feldgehdlzen sowie in deren Umgebung (3 m breiter Streifen) nicht verwendet

werden. Die Verwendung von Pflanzenbehandlungsmittel in Hecken und Feldgehdlzen ist untersagt (vgl. Anhang 4.3 der Stoffverordnung).

5 Gemass Anhang 4.5 der Verordnung des Bundesrates Uber umweltgefahrdende Stoffe (Stoffverordnung) vom 9. Juni 1986 (SR 814.013) duirfen
Dinger und diesen gleichgestellte Erzeugnisse in Hecken und Feldgehdlzen sowie in deren Umgebung (3 m breiter Streifen) nicht verwendet

werden. Die Verwendung von Pflanzenbehandlungsmittel in Hecken und Feldgehdlzen ist untersagt (vgl. Anhang 4.3 der Stoffverordnung).
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4 Die Zone mit Gestaltungsplanpflicht «Grossmatt»
Grundstlck Nr. 91 dient der Entwicklung einer
qualitativ hochstehenden Wohnuberbauung. Es
gelten die folgenden erganzenden Vorschriften:
a) Eingliederung der Bauten in die Landschaft

und BerUcksichtigung der Nachbarschaft,

b) Berlcksichtigung gemeinnltziger Wohn-
ungsbau,

c) Unterirdische Parkierung und Nachweis
nachhaltiger Mobilitat,

d) Attraktive Aussenraumgestaltung und Weg-
fihrung (Baumallee entlang Kantonsstrasse,
GrUnelemente und Siedlungsrandbepflanz-
ung).

e) Pflicht zum qualitatssichernden Verfahren
gemass Art. 5 Abs. 5 dieses Reglements.

Ergénzung GP-Pflicht
Grundsttick Gemeinde

Art. 38 Gestaltungspléne

" FUr einen Gestaltungsplan, der die zonengemas-
sen Vorschriften einhdlt, ist keine Minimalflache
vorgeschrieben.

2 Die Minimalfiache fur einen Gestaltungsplan, bei
dem vom Bau- und Zonenreglement im Rahmen
von § 75 PBG abgewichen werden kann, betragt
4’000 m?, in der Dorfkernzone 2’500 m?.

9 Der Gemeinderat kann Abweichungen geméss
§ 75 Abs. 3 PBG je nach dem Mass gewahren,
in dem die entsprecheden Anforderungen erflllt
sind. Entsprechende Anforderungen kann der
Gemeinderat in einer separaten Bestimmung
regeln.

4 Mit dem Gestaltungsplan ist gleichzeitig ein Plan
fur die Gestaltung der Umgebung einzureichen.
Dabei sind die wesentlichen Massnahmen zur
landschaftlichen Eingliederung und Begrinung
von Bauten, Verkehrsanlagen und Terrainveran-
derungen darzustellen. Min. 10 % der Flache des
Gestaltungsplanperimeters sind als allgemein
zugangliche und zusammenhangende Grin- und
Freiraumflachen fest-zulegen. Deren Gestaltung
und Unterhalt sind verbindlich zu regeln.

9 Der Gemeinderat kann im Rahmen von
Gestaltungsplanen an geeigneten Orten private
Container-Standorte, Kompostierplatze und/o-
der Hundeversauberungseinrichtungen festlegen

Art. 19 Ergdnzende Gestaltungsplanbestimmun-

gen

T Far  einen  Gestaltungsplan, der  die
zonengemassen Vorschriften einhélt, ist keine
Minimalflache vorgeschrieben.

2 Fur verdichtete Bauweise in der Zone W2-V
(siehe Art. 8) ist gemass § 38 PBG eine
Minimalflache von 2'000 m? erforderlich.

9 Die Minimalflache flr einen Gestaltungsplan, bei
dem vom Bau- und Zonenreglement im Rahmen
von § 75 PBG abgewichen werden kann, betragt
4’000 m?, in der Dorfkernzone 2'500 m?. Der AZ-
Bonus bis héchstens 15 % wird nur in dem
Masse gewahrt, wie die Anforderungen gemass
§ 75 Abs. 3 PBG erflllt und planerisch ausge-
wiesen sind.

49 Im Rahmen der Gestaltungsplane sind die
wesentlichen Massnahmen zur landschaftlichen
Eingliederung und Begrlnung von Bauten,
Verkehrsanlagen und  Terrainverdnderungen
darzustellen. Min. 10 % der Arealflachen sind als
allgemeine Grln- und Freiraumflachen festzuleg-
en. Deren Gestaltung und Unterhalt sind verbind-
lich zu regeln.

9 Auf der Parzelle Nr. 209 (Haglihof A) ist nur die
Einzelbauweise (Einfamilienhauser oder Doppel-
Einfamilienhauser) zuléassig.

9 In den Bauzonen 2. Etappe sowie in den im

Teilweise Ubernahme
bestehender Bestim-
mungen, Aktualisierung
und Ergénzung durch
Bestimmungen aus
Praxis

und deren Gestaltung und Wartung zulasten der Teilzonenplan Dorfkernzone speziell bezeich-
Interessierten regeln. rl1eten Gebieten sind Gestaltungsplane erforder- Bisher Art. 27
lich.
Art. 39 Gestalterische Einheit (Uberlagert) Aufgrund Aufhebung

" Bauten in diesen Gebieten bilden eine
gestalterische Einheit, deren Charakter langfristig
zu erhalten ist.

2 Neubauten sowie bauliche Verédnderungen sind
gestattet, soweit dadurch die gestalterische
Einheit der betroffenen Baureihe oder -gruppe
erhalten bleibt. Massgebend sind neben der
Aussenraumgestaltung die Gesamt- und Fas-
sadenhdhen, die Dachform und -neigung sowie

Gestaltungspléne: Si-
cherung wichtiger
Merkmale des Quar-
tiercharakters
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die Dach- und Fassadengestaltung der Haupt-
bauten.

9 Der Gemeinderat kann die zonengemassen Bau-
und Nutzungsmasse beschranken oder weitere
Auflagen machen, wenn dies zur Wahrung der
gestalterischen Einheit erforderlich ist. Dabei ist
die Realisierung einer Bebauung geméass den
Nutzungsmassen der UZ-c fiir die jeweilige Zone
im Minimum gewahrleistet.

4 Bauvorhaben mit wesentlichen Auswirkungen auf
den Charakter einer Baureihe oder -gruppe sind
gemass Art. 3 und Art. 4 dieser Vorschriften im
Rahmen einer Voranfrage zu begutachten.

B. Landumlegung und Grenzregulierung

C. Ubernahmepflicht, Entschadigungen
und Beitrage

3. Bauvorschriften
3.1 Erschliessung

D. Bauvorschriften

Art. 40 Abstellflachen fir Fahrzeuge und Ersatz-

abgaben

" Bei allen Bauvorhaben sind genligend Abstell-
flachen zu schaffen.

2 Erforderliche Abstellplatze (mathematische Run-
dung):

a) Inden Wohnzonen 2 bei Wohnbauten 1.5 Ab-
stellplatze oder Garagenplatze pro Wohnung
(Aufrundung auf die nachste volle Zahl).

b) Bei Wohnbauten in den Ubrigen Bauzonen
1.2 Abstellplatze oder Garagenplatze pro
Wohnung. Pro Kleinwohnung bis maximal 272
Zimmern 1 Abstellplatz oder Garage pro
Wohnung.

c) Bei Wohnbauten mit weniger als 3 Wohn-
einheiten ist 1 Besucherparkplatz auszuwei-
sen. Bei den Ubrigen Wohnbauten ist es 1
Besucherparkplatz pro 3 Wohneinheiten. Die
Besucherparkplatze missen als solche fur die
Besucher der entsprechenden Liegenscharf-

ten gekennzeichnet sein.
d) Bei Geschaftsbauten, Buros sowie Gewerbe-

betrieben 1 Abstellplatz oder 1 Garagenplatz
pro 50 m?2 Hauptnutzflache HNF.

e) Bei Cafés, Restaurants, Versammlungs-
lokalen, Salen usw. 1 Abstellplatz pro 4
Sitzplatze.

f)  Bei offentlichen Bauten und Werken setzt der
Gemeinderat die erforderlichen Abstellplatze
von Fall zu Fall fest.

g) Parkplatze sind zweck- und objektgebunden.
Sie dlrfen weder an externe Personen ver-
kauft noch mit deinem Sondernutzungsrecht
oder einer Dienstbarkeit belastet werden.

)

Von den vorgegebenen Werten gemass Abs. 2
darf maximal 20 % nach oben abgewichen
werden. Die Bestimmung gilt auch fur Besucher-
parkplatze.

Art. 20 Abstellflachen flr Fahrzeuge, Ersatzabga-

ben

" Bei allen Bauvorhaben sind genligend Abstell-
flachen zu schaffen.

2 Erforderliche Abstellplatze:

a. bei Wohnbauten 1.5 Abstellplatze oder Ga-
ragen pro Wohnung (Aufrundung auf die
nachste volle Zahl) sowie 1 Besucherpark-
platz pro 3 Wohneinheiten. Die Besucher-
parkplatze missen als solche flir die Besu-
cher der entsprechenden Liegenschaften ge-
kenn-zeichnet sein und durfen nicht durch
ander-weitige Sondernutzungsrechte reser-
viert wer-den.

b. bei Geschéftsbauten, Buros sowie Gewerbe-
betrieben 1 Abstellplatz oder eine Garage
pro 30 m2 anrechenbare Geschossflache
(aGF).

c. bei Cafés, Restaurants, Versammlungsloka-
len, Sélen usw. 1 Abstellplatz (nicht Gara-
genplatz) pro 4 Sitzplatze.

d. bei 6ffentlichen Bauten und Werken setzt der
Gemeinderat die erforderlichen Abstellplatze
von Fall zu Fall fest.

9 Kann aus einem zwingenden Grund die gefor-
derte Anzahl Abstellplatze auf den Grundstlcken
oder in der ndheren Umgebung nicht verwirklicht
werden, so ist der Gemeinderat befugt, flr die
fehlende Anzahl eine zweckgebundene Abgabe
zu verlangen. Diese betragt Fr. 4'000.— pro
Parkplatz.

49 Gemass § 119 Abs. 2 PBG hat die Tiefe von
Garage-Vorplatzen mindestens 6 m zu betragen.

Eigener Vorschlag, dhn-
lich zu Bestimmungen

anderer Gemeinden,
analog VSS-Norm
40281
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4 Kann aus einem zwingenden Grund die gefor-
derte Anzahl Abstellplatze und Besucherpark-
platze auf den Grundstlcken oder in der ndheren
Umgebung nicht verwirklicht werden, so ist der
Gemeinderat befugt, fur die fehlende Anzahl eine
zweckgebundene Abgabe zu verlangen. Diese
betragt CHF 4'000.- pro Abstellplatz bzw. pro
Besucherparkplatz.

9 Kann im mehrgeschossigen Wohnen (alle Zonen
ausser der Wohnzone 2) in einem Mobilitats-
konzept eine alternative, nachhaltige Verkehrs-
abwicklung aufgezeigt werden, kann von der
geforderten Anzahl Abstell- bzw. Besucher-
parkplatzen nach unten abgewichen werden.

9 Gemass § 119 Abs. 2 PBG hat die Tiefe von
Garagenvorplatzen mindestens 6.0 m zu betra-
gen.

Art. 41 Nebenraume

" In Mehrfamilienhdusern sind in Verbindung zum
Treppenhaus gentgend grosse, von aussen ohne
Treppe zugangliche Einstellrdume fur Fahrrader und
Kinderwagen zu erstellen. Pro Zimmer st
mindestens ein Abstellplatz zu realisieren.  Die
Projektierung von Veloparkierungsanlagen erfolgt
nach den geltenden Normen (VSS 40 066).
Abstellplatze  koénnen auch in  freistehenden
Unterstanden realisiert werden. Ein  Teil der
Abstellplatze  kann in einem  freistehenden
Velounterstand realisiert werden. Auf begrindetes
Gesuch hin kann in der Dorfkern- und Zentrumszone
die Anzahl Veloabstellplatze reduziert werden.

In - Mehrfamilienhdusemn sind 10 % der Anzahl
erforderlicher  Abstellplatze fUr Fahrrdder als
Abstellplatze  flir motorisierte  Zweirader  (wie
Motorfahrrader, Roller) zu gestalten.

Wohnbauten haben als Nebenrdaume nebst Wasch-
und Trockenrdumen Abstellrdume, Keller oder
Estriche von insgesamt mindestens 5 m? fur die
Mieterschaft von Ein- und Zweizimmerwohnungen
und von insgesamt mindestens 7 m?2 fur die
Mieterschalft grosserer Wohnungen aufzuweisen.

2)

3)

Ubernahme ehemaliger
Art. 32 und Anpassung
im Sinne der VSS-Norm
40 065, Ergdnzung
PBV-Artikel zu Neben-
rdumen

Regelung motorisierte
Zweirdder

3.2 Abstande

Art. 42 Zusammenbau und Néherbau

" Der Zusammenbau an der Grundstiicksgrenze ist
im Sinne von § 129 Abs. 2 PBG gestattet, sofern
die zulassige Fassadenldnge gesamthaft nicht
Uberschritten wird.

2 Der Gemeinderat kann die Bewilligung zur Unter-
schreitung von Grenz- und Gebdudeabstanden
erteilen, sofern eine gute ortsbildliche Ein-
gliederung gewéhrleistet ist und keine Interessen
Dritter gegenUberstehen.

Art. 21 Zusammenbau

Der Zusammenbau an der Grenze ist im Sinne von
§ 129 Abs. 2 PBG gestattet, sofern die zuléssige
Gebaudelange gesamthaft nicht Uberschritten wird.

Ergénzung zu Néherbau

Art. 22 Strassenabsténde

" Fir neue ober- oder unterirdische Bauten und
Anlagen sind die Strassenabstande verbindlich,
die in einem Nutzungsplan festgelegt wurden.
Von der Gemeinde festgelegte Baulinien entlang

Ubergeordnet geregelt,
Art. wird ersatzlos ge-
strichen
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von Kantonsstrassen sind vom Regierungsrat
genehmigen zu lassen.

Wo kein solcher Nutzungsplan besteht, haben
neue oberirdische Bauten und Anlagen folgende
Mindestabsténde einzuhalten:

& zu Kantonsstrassen 6 m
b zu Gemeindestrassen 5 m

¢ zu Guterstrassen 4m
d- zu Privatstrassen 4m
& zu Wegen 2m

2 Ausgenommen von den Abstandsvorschriften
gemass Abs. 1 und 2 sind Bepflanzungen usw.,
die Bestandteil eines Strassenprojektes sind (z.B.
verkehrsberuhigende Massnahmen).

Vorbauten wie Dachvorspringe, Treppen und
Balkone duirfen bis maximal 1 m Uber die
Mindestabstande gemass den Absatzen 1 und 2
hinausragen.

Einfriedungen und Mauern haben zur Fahrbahn
oder zu einem Radweg einen Abstand von
mindestens 0.6 m einzuhalten. Sind sie hodher als
1.50 m, haben sie bei Kantons- und
Gemeindestrassen ausserorts zusatzlich das
halbe Mass der Mehrhohe als Abstand
einzuhalten (§ 87 StrG).

9 Bei neuen unterirdischen Bauten und Anlagen
betragt der Mindestabstand zu Strassen 3 m und
zu Wegen 2 m, sofern nicht ein Nutzungsplan
gemass Abs. 1 abweichende Abstande festlegt.
Im Einzelfall kann das Baudepartement bei
Kantonsstrassen, der Gemeinderat bei den
Ubrigen Strassen, Ausnahmen bewilligen (z.B.
auch fur Container- und Veloplatze), wenn die
Anlage weder die Verkehrssicherheit noch einen
kUnftigen Strassenausbau beeintrachtigt (§ 88
StrG) sowie in der Dorfkernzone aufgrund
typischer Gebaudestellungen im Ortsbild.

Im Ubrigen wird auf das kantonale Strassenrecht
verwiesen.

)

=

o

=

3.3 H6henmasse

Art. 43 Gesamthdéhe und Fassadenhohe (allge-
meine Bestimmungen)

" Die maximal zulassige Gesamthdhe ist fiir jede
Zone in Anhang 1 dieses Reglements festgelegt.
Sie ist abhangig von der Dachform.

a) Fur Bauten mit Flachdach oder Pultdach gilt
der Grundwert.

b) Fur Schragdachbauten mit First im mittleren
Drittel gilt am First die maximale Gesamthohe.
Die traufseitige Fassadenhdhe darf den
Grundwert nicht Ubersteigen.

¢) Wo nichts Anderes festgelegt ist, entspricht
die maximal zuldssige Fassadenhthe dem
Grundwert.

Art. 23 Kniestockhdhe, Hohe des Dachfirstes

" Ragt das Untergeschoss mehr als 1.50 m Uber
das gewachsene oder tiefer gelegte Terrain, wird
die Hohe des Dachgeschosses auf 1.50 m
beschrankt. Attikageschosse sind nicht zulassig
(siehe Schemaskizze Anhang 2).

Ragt das Untergeschoss weniger als 1.50 m tber
das gewachsene resp. tiefer gelegte Terrain, ist
ein zusatzliches Attika- oder Dachgeschoss
gemass folgender Bestimmungen zuldssig (siehe
Skizzen im Anhang 3):

& Sattel- und Walmdéacher
Kniestockhohe 1.00 m

)

Geregelt durch neues
UZ System und Art.
Dachgestaltung in Art.
Art. 43 bis Art. 46 und
Art. 48 neu
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2 Bei Abgrabungen von mehr als 1.0 m reduziert
sich die zulassige Fassadenhthe am ent-
sprechenden Punkt um das 1.0 m Ubersteigende
Mass der Abgrabung. Nicht darunter fallen
Einstellhallen-Zufahrten bis zu einer Breite von
max. 6.0 m und einer Hoéhe von max. 3.0 m oder
kleinere Terrainvertiefungen fur einzelne Hausein-
gange sowie die zugehdrigen, technisch notwen-
digen Bdschungseinschnitte. Diese durfen nicht
als zusétzliches Geschoss in Erscheinung treten.
Abgrabungen von mehr als 3.0 m sind nicht
zulassig.

@

=

Dachfirsthéhe - 4.00 m bei 1 und 2
Vollgeschossen ausserhalb der
Dorfkernzone;

- 5.00 m bei den Ubrigen Bauten
ausserhalb der Dorfkernzone
Betragt die Dachfirsthdhe mehr als 2.20 m, ist der
Dachfirst mindestens 2.50 m hinter die
Fassadenflucht ~ des  darunter liegenden

Vollgeschosses zurlickzuversetzen.

b Pultdacher

Kniestockhéhe 2.50 m

Dachfirsthéhe  3.80 m

¢ Attikageschosse mit Flachdachemn
Dachfirsthéhe 3.00 m gemass § 139 Abs. 2 PBG
Die Hohe des Dachfirstes in der Dorfkernzone
ergibt sich aus der zuldssigen Dachneigung
gemass Art. 5 Abs. 5 BZR.

Die Gesamtlange der Dachaufbauten und
Dacheinschnitte  darf hochstens  2/5  der
zugeordneten Fassadenlange betragen (aussen
gemessen in einer Hohe von 1.50 m Uber
Dachgeschossboden), wenn die zulassige Zahl

der Vollgeschosse erreicht ist. Vorbehalten
bleben die  Sonderregelungen  fir  die
Dorfkernzone.

Art. 44 Fassadenhdhe bei Schragdachbauten
mit erhdhter UZ (UZ-b)

Bei Schragdachbauten, welche die erhéhte UZ-b
beanspruchen, muss die maximale, traufseitige
Fassadenhdhe auf zwei gegenlberliegenden Seiten
mindestens 1.5 m unter dem Grundwert (der
Gesamthdhe) liegen.

Art. 45 Gesamt- und Fassadenhéhe bei Flach-

dachbauten mit erhdhter UZ (UZ-b)

Flachdachbauten, welche die erhohte UZ-b

beanspruchen, mussen folgende Bedingungen

erfullen:

a) Gesamt- und Fassadenhohe liegen mindestens
1.5 m unter dem Grundwert oder

b) das oberste Geschoss muss auf einer Seite um
mindestens 3.0 m von der Fassadenflucht zu-
ruckversetzt sein. Auf der rickversetzten Seite
mussen die obersten Punkte der Bristung min-
destens 1.5 m unterhalb der Dachkonstruktion
des obersten Geschosses liegen. Das oberste
Geschoss darf in seiner Grundflache und Er-
scheinung maximal 2/3 der Grundflache des
darunterliegenden Geschosses betragen.

Art. 46 Gesamt- und Fassadenh&he bei Bauten
mit erhéhter UZ (UZ-c)

Fur Bauten, welche die UZ-c beanspruchen,
reduzieren sich die entsprechenden Werte (Grund-
wert, maximale Gesamthdhe) um 3.0 m.

3.4 Schutz des Orts- und Landschaftsbildes
sowie der Kulturdenkmalder
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Art. 47 Mobilfunk Art. 24 Antennen Bestimmung aufgrund

Y Fir die Erteilung einer Baubewiligung fir eine " Aussenantennen (einschliesslich Antennen fir — aktueller Rechtspre-
Mobilfunkanlage ist folgendes Vorverfahren den Satellitenempfang wie z.B. Parabolspiegel) ~ chung. Alter Artikel
erforderlich: bediirfen einer Baubewiligung. Pro Gebaude Uberholt

a. Der Mobilfunkbetreiber teilt der Gemeinde mit,
in welchem Umkreis der Bau einer Anlage be-
absichtigt ist.

b. Der Mobilfunkbetreiber kann einen Standortvor-
schlag vorlegen. Dieser ist unter BerUcksichti-
gung des Kaskadenmodells geméass nachfol-
genden Absatzen zu begrinden.

wird in der Regel hdchstens eine Anlage bewilligt.
2 Sie werden im Rahmen von § 143 Abs. 2 PBG
bewilligt.
9 Hochantennen sind untersagt. Parabolantennen
durfen die Dachflache nicht Uberragen, im
Dorfkern sind visuelle Beeintrachtigungen zu

c. Die Gemeinde pruft den Standort und kann al-
ternative Standorte vorschlagen.

2 Nach Ablauf des Vorverfahrens gemass Abs. 1
kann der Betreiber das Baugesuch einreichen. Ist
der von der Gemeinde vorgeschlagene Standort
gemass Prifung des Betreibers realisierbar (tech-
nisch, wirtschaftlich, privat- und planungsrecht-
lich), hat der Betreiber diesen Standort zu Uber-
nehmen.

9 Fur die Standortevaluation gelten folgende
Prioritaten (1 = hochste Prioritat):

a. Prioritat 1: Arbeitszone

b. Prioritat 2: Zone fur Sport- und Freizeitanlagen,
Zone fur offentliche Zwecke ohne Schulanlagen
und Heime

c. Prioritat 3: Dorf- und Zentrumszone, Wohn-
und Arbeitszone

d. Prioritat 4: Wohnzonen

4 Der Standort einer Mobilfunkanlage in einem
Gebiet untergeordneter Prioritat ist nur dann
zuldssig, wenn sie sich nicht in einem Gebiet
Ubergeordneter Prioritat aufstellen lasst. In jedem
Fall ist eine Koordination mit bestehenden
Mobilfunkanlagen zu prifen. Falls die Prifung
ergibt, dass eine Koordination aufgrund der
anwendbaren Vorschriften maoglich ist, ist die
neue Mobilfunkanlage am bestehenden Standort
zu erstellen.

9 In Wohnzonen, in der Dorf-, Zentrumszone und in
der Wohn- und Arbeitszone sind Mobilfunk-
anlagen nur zulassig, wenn sie Uberdies einen
funktionalen Bezug (die Mobilfunkanlage hat von
ihren Dimensionen her der in den genannten
Zonen Ublichen Ausstattung zu entsprechen) zu
diesen Zonen aufweisen. Sie sind unauffallig zu
gestalten.

8 An Kulturdenkmaler und in der Schutzzone
Geologie-Geomorphologie  sind  visuellwahr-
nehmbare Mobilfunkanlagen nicht zulassig.

7 Mobilfunkanlagen auf Dachern und freistehende
Anlagen sind nur zuldssig, wenn sich eine
asthetisch und architektonisch gute Losung
ergibt. Sie sind fur sich und in ihrem
Zusammenhang mit der baulichen und
landschaftlichen Umgebung so zu gestalten,
dass eine ruhige Gesamtwirkung entsteht. Auf
Schutzzonen, Kulturdenkméler und homogen
bebaute Wohnquartiere ist besonders Rucksicht
zu nehmen.

vermeiden.
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Art. 48 Dachgestaltung

" Dé&cher sind in Form, Farbe und Materialisierung
SO zu gestalten, dass sie eine ruhige Gesamt-
wirkung im Quartier gewahrleisten.

2 Fur Solaranlagen auf Déchern gelten die
Vorgaben des Raumplanungsrechts des Bundes
sowie die kantonalen Grundlagen. Sie gelten als
technisch bedingte Aufbauten geméss § 139
Abs. 2 PBG. Farblich abgesetzte Rahmen sind
nicht erlaubt.

9 Dachaufbauten (Lukarnen, Dachfenster) oder
Dacheinschnitte sind zuldssig, wenn sich eine
asthetisch und architektonisch gute Losung
ergibt.

4 Die Gesamtlange der Dachaufbauten und

Dacheinschnitte darf hdchstens 2/5 der zuge-

ordneten Fassadenlange betragen. Der Abstand

der Dachaufbauten zum First hat mindestens

0.5 m zu betragen.

Bei Schragdachbauten, deren Gesamthdhe tber

dem Grundwert liegt, haben die Dachgeschosse

auf zwei gegenuberliegenden Seiten Uber der

Schnittlinie Dach/Fassade Schragdacher

aufzuweisen. Diese durfen einen Winkel von 45

Grad nicht Ubersteigen.

® Nicht begehbare Flachdacher (bis 5 Grad
Neigung) und flach geneigte Dacher (bis 10 Grad
Neigung) oder Teile von Flach- und flach
geneigten Dachern ab einer Grosse von 10 m?
sind unabhangig von ihrer energetischen
Nutzung vollflachig mit einheimischen
standorttypischen Arten extensiv zu begrinen.

o

Analog andere Gemein-
den

Art. 49  Kulturdenkméler

" Der Kanton erfasst die Kulturdenkmaler in einem
kantonalen Bauinventar. Die Wirkungen der
Aufnahme eines Kulturdenkmals im kantonalen
Bauinventar richten sich nach den kantonalen
Bestimmungen. Im  Zonenplan sind die
inventarisierten  Kulturdenkméler  orientierend
dargestellt.

2 Im kantonalen Denkmalverzeichnis aufgelistete
Objekte unterstehen dem Gesetz Uber den
Schutz der Kulturdenkméler und sind im
Zonenplan orientierend dargestellt. Bauliche
Massnahmen an diesen Objekten oder in deren
Umgebung bedurfen einer Bewiligung der
zustandigen kantonalen Dienststelle.

3 Der Gemeinderat kann Massnahmen zum Schutz

einzelner Kulturdenkméaler erlassen und an die

Kosten fur die Pflege, Erhaltung und Gestaltung

von Kulturdenkmaéler Beitrage ausrichten.

Erhaltenswerte Kulturdenkméler sind an ihrem

Standort zu bewahren. Sie kénnen nach den

Bedurfnissen des heutigen Lebens genutzt

werden und unter Berlcksichtigung ihres Wertes

qualitatvoll verandert werden. Ein Abbruch ist nur
zuldssig, wenn die Erhaltung des Kulturdenkmals

=

Ubernahme MBZR
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nachweislich  unverhaltnisméassig ist.  Ein
Ersatzbau muss in Bezug auf Gestaltung,
Volumen und auf die Stellung im Orts- oder
Landschaftsbild mindestens gleichwertige
Qualitat aufweisen.
Schitzenswerte Kulturdenkméler sind an ihrem
Standort zu bewahren. Sie kdnnen nach den
BedUrfnissen des heutigen Lebens genutzt
werden und unter Bertcksichtigung ihres Wertes
qualitatvoll verandert werden. Sie sind in ihrer
baulichen Struktur, Substanz und Erscheinung zu
erhalten und durfen weder abgebrochen noch
durch Veranderungen in ihrer Umgebung
beeintréchtigt werden. Bei baulichen Ver-
anderungen ist vorgangig die Stellungnahme der
zustandigen kantonalen Dienststelle einzuholen.
® Baugruppen sind in Bezug auf die Wirkung des
Ensembles und auf den Ortsbild- und Land-
schaftsschutz den schitzenswerten Objekten
gleichgestellt.  Fur bauliche Veranderungen
innerhalb einer Baugruppe ist vorgangig die
Stellungnahme der zustandigen kantonalen
Dienststelle einzuholen.

o

Art. 50 Beleuchtung

" Beleuchtungsanlagen und beleuchtete Rekla-
men, die Aussenbereiche erhellen, sind so
einzurichten, dass sie keine stdrenden
Immissionen ausserhalb ihres Bestimmungs-
bereichs verursachen. Himmelwarts gerichtete
Lichtquellen sind nicht zulassig.

2 Festinstallierte Beleuchtungsanlagen im Freien,
insbesondere Areal- und Fassadenbeleuch-
tungen, Leuchtreklamen und Reklamebeleuch-
tungen sind bewilligungspflichtig. Flr grossere
Anlagen ist ein Beleuchtungskonzept zu erstellen.

9 Sie werden bewilligt, wenn sie den Empfehlungen
des BAFU entsprechen und wenn sie insbe-
sondere der 5-Punkte-Checkliste der aktuellen
Version des Merkblattes «Lichtverschmutzung»
der Zentralschweizer Umweltdirektorenkonferenz
gentigen. Bestehende Anlagen sind bei Bedarf
nachtraglich zu prtfen und gegebenenfalls
anzupassen und zu erneuern.

4 Der Betrieb von festinstallierten Beleuchtungs-
anlagen und beleuchteten Reklamen ist, mit
Ausnahme der Sicherheit dienenden Anlagen wie
Strassen-, Weg- oder Platzbeleuchtungen, in der
Zeit von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr nicht gestattet.
In begrindeten Féllen, z.B. Betriebe mit Iangeren
C)ffnungszeiten usw. kénnen Ausnahmen erteilt
werden.

Aktuelle Bestimmung,
analog andere Gemein-
den

Art. 51  Reklamen

" Reklameanschlagstellen flr Fremdreklamen ge-
mass § 3 Abs. 6 der Reklameverordnung sind auf
dem ganzen Gemeindegebiet von Udligenswil
nicht gestattet. Die Ubrige Werbung sowie
Beschriftungen und Beleuchtungen  an

Eigene Formulierung
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Gebauden sind nur zulassig, sofern sie durch ihre
Grosse, Gestaltung oder Leuchtkraft nicht
aufdringlich ~ wirken und das Orts- und
Landschaftsbild nicht beintrachtigen.

2 Reklamen, welche der kantonalen Reklame-
verordnung, dem kantonalen Ubertretungs-
strafgesetz (§ 8, Verunreinigung fremden Eigen-
tums) oder den vorliegenden Vorschriften wider-
sprechen, werden im Sinne von § 24 der
Reklameverordnung durch den Werkdienst der
Gemeinde entfernt. Der Aufwand wird den
Erstellenden in Rechnung gestellt. Im Wieder-
holungsfall erstattet die Gemeinde Anzeige.

9 Im Ubrigen gelten die Bestimmungen der
Reklameverordnung des Kantons Luzern.

Art. 52 Archéologische Fundstellen

" Der Kanton erfasst die archaologischen
Fundstellen in einem kantonalen Fundstellen-
inventar. Die Wirkungen der Aufnahme einer
arch&ologischen Fundstelle im kantonalen Fund-
stelleninventar richten sich nach den kantonalen
Bestimmungen. Im Zonenplan sind die inven-
tarisierten Fundstellen orientierend dargestellt.
Eingriffe in eingetragene Fundstellen sind von der
zustandigen kantonalen Dienststelle zu bewil-
ligen.

)

Ubernahme MBZR

Art. 53 Geologisch-geomorphologische Ob-

jekte von regionaler Bedeutung

" Schutzwrdige geologische und
geomorphologische Elemente (Geotope) sind in
ihrer ganzheitlichen Erscheinung zu erhalten. Sie
sind im kantonalen Inventar der Naturobjekte von
regionaler Bedeutung (INR Teil 2) erfasst. Das
Inventar ist im kantonalen Geoportal einsehbar.

2 Bauten und Anlagen sind unter Beachtung des
Geotopschutzes zu planen, zu erstellen, zu
gestalten und zu unterhalten und auf das
Minimum zu beschréanken. Landschaftspragende
Gelandeveranderungen sind nicht zulassig. Aus
wichtigen Grinden kdénnen Ausnahmen bewilligt
werden.

9 Bei Eingriffen in Geotope ist ein mindestens
gleichwertiger Ersatz zu leisten.

4 Die landwirtschaftliche Nutzung im Rahmen des
Bundesrechts ist zulassig.

Ubernahme MBZR an-
gepasst auf Hinweis
(keine Darstellung im
Zonenplan)

Art. 25 Schutz des Orts- und Landschaftsbildes

" Bauliche und landschaftliche Veranderungen im
Gemeindegebiet sind so zu gestalten, dass sie
siedlungsbaulich und architektonisch in einer
qualitatsvollen Beziehung zur baulichen und
landschaftlichen Umgebung stehen.

2 Der Gemeinderat ist berechtigt, die Baube-
willigung fur Projekte oder die Genehmigung von
Bebauungs- und Gestaltungsplanen von sied-
lungsbaulich und architektonisch qualitatsvollen
Lésungsvorschlagen abhangig zu machen. Er
kann den Beizug von daflr qualifizierten

Durch neuen Art. 5
Qualitat abgedeckt
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Architekten oder die Durchfihrung eines
ordentlichen Architekturwettbewerbes fordern
und unterstitzen.

Art. 54 Terrainverdnderungen und Stitzkon-

struktionen

' Bauten sind durch geeignete Projektvorschlage
so in die topografischen Verhaltnisse einzufligen,
dass Terrainverdnderungen und  kinstlich
gestitzte Bdschungen auf ein Minimum
beschrankt bleiben.

2 Stitzmauern und Terrainveranderungen sind auf
das noétige Minimum zu beschranken. Zur
Beurteilung der Bauprojekte wird auf die Richt-
linie fir Aufschattungen, Abgrabungen und
Stutzmauern verwiesen.

9 Neu anzulegende Bbschungen und Stitzmauern
sind nach Mdglichkeit mit Hilfe von ingenieur-
biologischen Methoden zu bauen. Sie sind zu
begrinen.

Art. 26 Terrainverdnderungen, Stltzkonstruktio-

nen

' Bauten sind durch geeignete Projektvorschlage
so in die topografischen Verhaltnisse einzufligen,
dass Terrainverdnderungen und  kinstlich
gestltzte Boschungen auf ein Minimum
beschrankt bleiben.

2 Stitzmauern und Terrainveranderungen sind auf
das noétige Minimum zu beschranken. Zur
Beurteilung der Bauprojekte bezUglich ihrer
Umgebungsgestaltung erlésst der Gemeinderat
Richtlinien.

Anpassungen und Er-
gédnzungen

Veerweis auf Richtlinie

Art. 27 Containerstandorte, Kompostierplatze,
Hundeversauberungseinrichtungen

Der Gemeinderat kann im Rahmen von Gestal-
tungsplénen an geeigneten Orten private Container-
Standorte, Kompostierplatze und/oder Hundever-
sauberungseinrichtungen festlegen und deren Ge-
staltung und Wartung zu Lasten der Interessierten
regeln.

Neu in Art. 38 unter Ge-
staltungsplédne geregelt

Art. 55 Umgebungsgestaltung und Bepflanzung

" Die Gemeinde kann in der Baubewiligung Be-
pflanzungen mit mehrheitlich einheimischen,
standortgerechten Pflanzenarten zur DurchgrU-
nung des Siedlungsbereichs verlangen. Dazu ist
ein Umgebungsplan einzureichen. Bei kleineren
Bauvorhaben kann die zustandige Stelle auf die-
sen Plan verzichten.

2 Nicht der Erschliessung oder dem Aufenthalt von
Menschen dienende Flachen sind zu begrinen.
Schotterflachen und Steingarten, welche keinen
okologischen Nutzen aufweisen, sind bis auf Fla-
chen fUr den Fassadenschutz nicht zuléssig.

9 Invasive, gebietsfremde Arten sind nicht zuléssig.

4 Zur Durchgrinung des Ortsbildes kann der Ge-
meinderat Bereiche mit Baumgruppen und Alleen
festlegen. Im Baubewilligungsverfahren kénnen
fir den Strassenraum wichtige Baume vorge-
schrieben werden.

9 In landschaftlich exponierten Lagen und an Sied-
lungsréandern ist der Aussenraum besonders
sorgfaltig zu gestalten. Die Ubergange sind ins-
besondere hinsichtlich Gestaltung und Bepflan-
zung auf die angrenzende Landschaft abzustim-
men. Die Randbereiche sind als naturnahe und
Okologisch wertvolle Flachen oder

Art. 28 Begriinungsmassnahmen
" Der Gemeinderat verlangt bei Bauprojekten, auch
bei Umbauten, Begrinungsmassnahmen, ins-
besondere
& die extensive Begrinung von nicht begehbaren
Flachdachern, sowie flach geneigten Dachern
bis 5° Neigung, die nicht als Terrassen genutzt
werden. Bei Kleinflachen sowie in begriindeten
Fallen kann der Gemeinderat Ausnahmen

gestatten.
b die Begrinung der Siedlungsgebiete, insbe-
sondere der  Siedlungsrandgebiete,  mit

vorwiegend einheimischen Gehdlzen.

2 Fur eine naturnahe Gestaltung der Bachufer ist
das kant. Wasserbaugesetz zu beachten (ins-
besondere § 11 Abs. 3, § 12 Abs. 2 und 3). Bei
Flachdachbauten darf die geschlossene BrUs-
tung die zuldssige Gebaudehthe um hochstens
1.50 m Uberschreiten.

Durch Art. 48 abge-
deckt

Einfihrung MBZR mit
Ergénzungen

Steingéarten werden
ausgeschlossen
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GrUnstrukturen anzulegen. Zulassig sind nur ein-
heimische, standortgerechte Pflanzen.

Art. 29 Kulturobjekte von kommunaler Bedeutung  Ersetzt durch kantona-
" Der Gemeinderat bezeichnet schiitzenswerte les Bauinventar, ge-
Kulturobjekte von kommunaler Bedeutung auf —méss Bestimmungen
Vorschlag von Fachleuten und nach Anhéren der — Kulturdenkméler Art. 49
Eigentimer. Er flhrt ein Inventar, das bei der
Gemeinde offentlich aufliegt und nachgefihrt
wird. Der Gemeinderat kann Objekte auch wieder
aus dem Inventar entlassen.
2 Fur die Veranderung oder Beseitigung der
Kulturobjekte ist die  Zustimmung des
Gemeinderates erforderlich.
3 Die Kulturobjekte sind am Standort zu erhalten.
Weitere Massnahmen des Objektschutzes, des
Umgebungsschutzes und des Unterhaltes legt
der Gemeinderat im Einzelfall aufVorschlag von
Fachleuten und nach Anhoéren des Eigentl mers
fest, soweit dies nicht durch Ubergeordnete
Schutzmassnahmen gentgend erfolgt ist.
In der ndheren Umgebung von Kulturobjekten
sind Bauten und Anlagen so zu gestalten, dass
ein Kulturobjekt nicht wesentlich beeintrachtigt
wird.
Art. 30 Aufschittungen Art. nicht notwendig, da
" Aufschiittungen mit unverschmutztem Material, ~anderweitig geregelt
die nicht unter Deponien im Sinne der
"Technischen Verordnung uber Abfélle (TVA)"
vom 10. Dezember 1990 fallen, bedurfen einer
Baubewilligung des Gemeinderates. Ausserhalb
der Bauzonen beurteilt sich deren Zulassigkeit
nach den eidgendssischen und kantonalen
Vorschriften®.
Aufschittungen sind gestattet, wenn
& sich der Standort aus der Sicht des
Umweltschutzes und des Natur- und
Heimatschutzes eignet;
b eine genligende Zufahrt vorhanden ist;
¢ keine Naturobjekte oder andere schutz-
wirdigen Gebiete beeintrachtigt werden;

¢ fir die Landwirtschaft eine vorteilhafte
Bewirtschaftung oder eine  6kologische
Aufwertung erreicht wird;

e auf nachbarliche Verhdltnisse Rucksicht
genommen wird;

- diese nicht zu einer 6kologischen Verarmung
der Landschaft beitragen.

3 Als Unterlagen sind einzureichen:

=

)

& Baugesuch
b Situationsplan

6 Nach Art. 24 RPG kénnen Anlagen, die dem Zonenzweck widersprechen, bewilligt werden, wenn der Zweck der Anlagen einen Standort aus-
serhalb der Bauzonen erfordert und keine Uberwiegenden Interessen entgegenstehen.
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=

o

¢ Projektplane Uber die Gestaltung des Areals vor
und nach Abschluss der Aufschittung
(Rekultivierungsplan) inkl. Hohenkoten

4 Etappenplan mit  zeitichem Ablauf der
Aufschuttung und

& Plan der Verkehrserschliessung.

Der Gemeinderat kann weitere Unterlagen
verlangen.

Der Gemeinderat befristet die Zeitdauer der
Aufschittung und der einzelnen Etappen. Er
kann flir die Rekultivierung eine Kaution
verlangen. Der Beginn jeder FEtappe ist
meldepflichtig. Der Gemeinderat verweigert die
Inangrifnahme  einer  Etappe, wenn die
vorangehende nicht gemass Bewiligung
rekultiviert und abgeschlossen ist.

Wird eine Etappe der Aufschittung nicht innert
der festgelegten Frist beendet, so erlischt die
Bewilligung. Der Gemeinderat kann offene,
storende Aufschittungs-Areale nach erfolgloser
Ansetzung einer Frist auf Kosten des
Eigentlimers rekultivieren lassen.

Art. 56 Entwasserung und Versickerung

T Platze und Abstellfachen flr Autos sind, soweit
madglich und unter Vorbehalt von entsprechenden
gewasserschutzrechtlichen Bestimmungen und
Auflagen, wasserdurchléassig zu gestalten.

2 Wenn immer moglich, werden Reinabwasser
unter Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen
und der Richtlinien von Bund und Kanton durch
Versickerung, Retention oder ausnahmsweise
durch direkte Einleitung in ein Oberflachen-
gewasser abgeleitet.

9 Der Gemeinderat ist in Anlehnung an den

generellen Entwasserungsplan (GEP) erméachtigt,

das Baugesuch mit entsprechenden Auflagen zu
versehen.

Oberflachliche Versickerungen und Versicke-

rungen Uber die belebte Humusschicht (Ver-

sickerungsmulden) kénnen durch die Gemeinde
bewilligt werden.

Unterirdische Versickerungsanlagen (Versicker-

ungsschachte) werden durch die Dienststelle fur

Umwelt und Energie (uwe) bewilligt.

=

5)

Ubernahme bisheriger
Art. 34a und Ergénzung
Abstellfidchen

Art. 57  Umweltschutz und Energie

" Gesamtiberbauungen und Einzelbauten sind
nach dem Energiegesetz (KEnG) so zu erstellen,
dass sie mit mdglichst geringem Aufwand an
Energie wirtschaftlich genutzt werden kdnnen
und die Umweltbelastung méglichst klein gehal-
ten wird.

" Im Rahmen von Gestaltungs- und Bebauungs-
planen legt der Gemeinderat erhdhte Anforderun-
gen an die Energieeffizienz, den Anteil erneuerba-
ren Energien und die Eigenstromproduktion fest.

2 Bei Wohnbauten und Uberbauungen mit vier
oder mehr Wohnungen ist die notwendige

Wird bereits so gehand-
habt und soll neu ver-
ankert werden
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Infrastruktur fur die E-Mobilitat fur alle Motorfahr-
zeuge vorzusehen und mindestens soweit zu in-
stallieren, dass eine einfache Nachrtstung mag-
lich ist (Anschluss Ladestation, Lastenmanage-
ment).
Art. 58 Klimaschutz und Klimaadaption MBZR (grosses Anlie-
Den Themen Klimaschutz und Klimaadaption ist im gen aus Mitwirkung
Planungs- und Bauwesen auf allen Stufen zum Siedlungsleitbild)

angemessen Rechnung zu tragen, insbesondere
hinsichtlich Positionierung, Materialisierung, Begru-
nung/Bepflanzung,  Belichtung/Besonnung  von
Bauten und Anlagen.

3.5 Schutz der Gesundheit

Art. 31 Balkone

Bei Mehrfamilienhdusern haben Balkone (ausge-
nommen Zweitbalkone) eine Mindesttiefe von 2 m
aufzuweisen.

In Art. 5 Abs. 3) Qualitat
geregelt

Art. 32 Einstellraume flr Fahrrader und Kinderwa-
gen

In Mehrfamilienhdusern sind in Verbindung zum
Treppenhaus gentgend grosse, von aussen ohne
Treppe zugangliche Einstellrdume von mindestens 5
m? pro Wohnung flr Fahrrader und Kinderwagen zu
erstellen. Ein Teil der Abstellplatze kann in einem
freistehenden Velounterstand realisiert werden.

Val. Art. 41 neu

Art. 59 Ersatzabgabe flr Kinderspielplatze
Verunmoglichen die drtlichen Verhéltnisse die Er-
stellung der erforderlichen Spielplatze und anderer
Freizeitanlagen, haben die Auftraggebenden eines
Baus eine Ersatzabgabe von CHF 150.- pro m?
(Stand Luzerner Baukostenindex fir Wohnbauten
2020: 100 Punkte) zu entrichten (siehe §§ 158/159
PBG). Die Abgabe referenziert sich auf den jeweilig
aktuellen Stand des Baukostenindexes.

Art. 33 Ersatzabgabe flir Kinderspielplatze
Verunmoglichen die drtlichen Verhéltnisse die Er-
stellung der erforderlichen Spielplatze und anderer
Freizeitanlagen, hat der Bauherr eine Ersatzabgabe
von Fr. 1'000.— pro Zimmer zu entrichten (siehe §§
158/159 PBG), angepasst an den Luzerner Baukos-
tenindex fur Wohnbauten (Stand 1. April 1996:
123,4 Punkte).

Anpassung auf m?

Art. 60 Bauen in l&rmbelasteten Gebieten

" In larmbelasteten Gebieten sind im Rahmen von
Bewiligungen Massnahmen notig, um die
Grenzwerte gemass LSV einzuhalten (siehe Be-
stimmungen von Art. 29 - 31 LSV). Eine Ge-
staltungsplan- oder Baubewilligung fur Gebaude
mit larmempfindlicher Nutzung kann erst nach
Vorliegen eines entsprechenden Nachweises
erteilt werden.

2 Kann der Grenzwert trotz L&rmschutzmas-

snahmen nicht eingehalten werden, so ist das

Uberwiegende Interesse auszuweisen und der

zustandigen kantonalen Dienststelle ein Gesuch

um eine Ausnahmebewilligung gemass Art. 30

LSV bzw. eine Zustimmung gemass Art. 31 LSV

einzureichen.

Bei Parzellen, die nach 1985 in eine Bauzone

eingezont wurden, besteht keine Modglichkeit von

Ausnahmen.

4 Bei Baugesuchen entlang der Kantonsstrasse
muss aufgezeigt werden, dass der Immissions-
grenzwert eingehalten werden kann.

)

Art. 33a Bauen in l&rmbelasteten Gebieten

" In larmbelasteten Gebieten sind im Rahmen von
Bewiligungen Massnahmen notig, um die
Grenzwerte gemass Eidg. Larmschutzverord-
nung (LSV) einzuhalten (siehe Bestimmungen von
Art. 29 — 31 LSV). Eine Gestaltungsplan- oder
Baubewiligung fir Gebaude mit larmempfin-
dlicher Nutzung kann erst nach Vorliegen eines
entsprechenden Nachweises erteilt werden.

2 Kann der Grenzwert trotz L&rmschutzmas-
snahmen nicht eingehalten werden, so ist das
Uberwiegende Interesse auszuweisen und der
Dienststelle Umwelt und Energie ein Gesuch um
eine Ausnahmebewilligung gemass Art. 30 LSV
bzw. eine Zustimmung gemass Art. 31 LSV
einzureichen.

9 Bei Parzellen, die nach 1985 in eine Bauzone
eingezont wurden, besteht keine Moglichkeit von
Ausnahmen.

4 Bei Baugesuchen entlang der Kantonsstrasse
muss aufgezeigt werden, dass der Immissions-
grenzwert eingehalten werden kann.

Unverdnderte Uber-
nahme
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5)

Bei Neuerschliessungen und Gestaltungsplanen
entlang der Kantonsstrasse muss aufgezeigt
werden, dass der Planungswert eingehalten
werden kann.

9 Bei Neuerschliessungen und Gestaltungsplanen
entlang der Kantonsstrasse muss aufgezeigt
werden, dass der Planungswert eingehalten
werden kann.

Art. 61 Bereitstellen von Siedlungsabféllen

1)

2

Im Rahmen von Sondernutzungsplanungs- und
Baubewilligungsverfahren sind der zustandigen
Behorde geeignete Angaben zur Bereitstellung
von Siedlungsabfallen, insbesondere ortlicher,
baulicher und technischer Art, zu machen.

Bei Sondernutzungsplénen ist die Bereitstellung
von Siedlungsabféllen in der Regel innerhalb des
Sondernutzungsplan-Perimeters vorzusehen. Die
daflr erforderliche Erschliessung ist sicherzu-
stellen. Die Bereitstellung ausserhalb des Peri-
meters ist zulassig, wenn damit eine sicherere,
Okologischere  oder effizientere  Sammlung
ermdglicht wird und sie rechtlich gesichert ist.
Die Baubewilligungsbehdrde kann Auflagen Uber
die Dimensionierung und technische Ausgestal-
tung von Kehricht-, Sammelstellen oder Sammel-
punkten fur Abfalle anordnen. Sie berlcksichtigt
dabei die Anliegen des zustandigen Abfallver-
bandes und sorgt im Rahmen des Baubewilli-
gungsverfahrens ~ fir  dessen  frihzeitigen
Einbezug in das Verfahren.

Art. 34 Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie
" Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie sind in

Wurde in der Praxis so
nicht umgesetzt, da

die Dachfliche oder Gebaudefassade zu Energiegesetz vor geht
integrieren. Freistehende Anlagen sind in Boden-
nahe zu installieren.
2 Die Befreiung von der Baubewilligungspflicht flr
Solaranlagen ergibt sich aus § 61 Abs. 1 und
Abs. 2 PBV, sowie § 184 Abs. 2 PBG.
Art. 34a Entwasserung/Versickerung Neu Art. 56

" Platze sind, soweit mdglich und unter Vorbehalt
von entsprechenden gewasserschutzrechtlichen
Bestimmungen und Auflagen, wasserdurchlassig
zu gestalten.

2 Wenn maoglich, werden Reinabwasser unter
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und
der Richtlinien von Bund und Kanton durch
Versickerung, Retention oder Einleitung in ein
Oberflachengewasser abgeleitet.

9 Der Gemeinderat ist in Anlehnung an den
generellen Entwasserungsplan (GEP) erméchtigt,
das Baugesuch mit entsprechenden Auflagen zu
versehen.

4 Oberflachliche Versickerungen und Versicker-
ungen Uber die belebte Humusschicht (Versicker-
ungsmulden) koénnen durch die Gemeinde
bewilligt werden.

9 Unterirdische Versickerungsanlagen (Versicker-
ungsschachte) werden durch die Dienststelle fur
Umwelt und Energie (uwe) bewilligt.

E. Baubewilligung und Baukontrolle
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F. Rechtsschutz

Art. 35 Beschwerderecht

Gegen alle in Anwendung dieses Reglementes ge-
fassten Beschllsse und Entscheide des Gemeinde-
rates kann innert 20 Tagen seit Zustellung Verwal-
tungsgerichtsbeschwerde eingereicht werden, so-
weit das Planungs- und Baugesetz nichts anderes
vorsieht.

Bestimmung (berge-
ordnet geregelt, nicht
notwendig

4. Geblhren, Straf- und Schlussbestim-
mungen

G. Aufsicht, Vollzug, Strafen

Art. 62 Zustandigkeit der Behdrde und Gebiih-

ren

" Die Gebuhren fur die amtlichen Kosten von
Entscheiden und die Ubrigen Aufwendungen bei
der Erfillung planungs- und baurechtlicher
Aufgaben werden nach Aufwand in Rechnung
gestellt, betragen aber im Minimum als
Grundgebthr CHF 500.-. Alternativ kann die
Gemeinde die GebUhren in einem separaten
GebuUhrenreglement regeln. Zudem hat die
Gemeinde Anspruch auf Ersatz von Auslagen fur
den Beizug von Fachpersonen, die Durchfiihrung
von Expertisen und die Baukontrolle.

2 GeblUhren und Auslagen sind durch die
Gesuchstellenden zu tragen.

9 Der Gemeinderat kann Kostenvorschisse und
Depotzahlungen verlangen, sofern er dies als
gerechtfertigt erachtet.

Art. 36 Zustandigkeit der Behdrde, Gebilhren

" Die Aufsicht Uber das Bauwesen und die
Handhabung dieses Reglementes obliegen dem
Gemeinderat, der die Vorschriften von Amtes
wegen anwendet.

2 Der Gemeinderat erhebt neben den tarifmassigen
Kanzleigebthren von den Gesuchstellern fur die
Prafung der Baugesuche, fur die Baukontrolle
usw. eine GrundgebUhr von 1 %o der Gebaude-
versicherungssumme, mindestens aber Fr. 40.—,
zuzlglich den Aufwendungen fur Gutachten,
Geometernachflhrung usw. nach Zeitaufwand.
Die  Gebuhr  fur die  Prifung  von
Gestaltungsplanen richtet sich nach Zeitaufwand.

9 Der Gemeinderat ist berechtigt, zur Begut-
achtung von Baufragen und zur Beurteilung von
Bauvorhaben auf Kosten des Gesuchstellers
neutrale Fachleute zuzuziehen.

4 Der Gemeinderat kann Kostenvorschisse ver-
langen, sofern er dies als gerechtfertigt erachtet.

Die alte Formulierung ist
rechtlich nicht mehr er-
laubt, Ubernahme
MBZR mit Ergédnzungen
(Grundgeblhr und De-
potzahlungen)

Art. 63 Strafbestimmungen (ber den Natur-

schutz

" Wer vorséatzlich und ohne Berechtigung ein
Naturschutzobjekt — zerstort  oder  schwer
beschadigt, wird gemass § 53 Abs. 1 des NLGs
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Busse
bis zu CHF 100’000.- bestraft. In leichten Fallen
oder, wenn die Taterschaft fahrlassig handelt, ist
die Strafe Busse bis zu CHF 40'000.-.

2 Wer die Vorschriften von Art. 27 Abs. 2) - 7) und
Art. 36 BZR verletzt, wird geméass § 53 Abs. 2
Bst. b des NLGs mit Busse bis zu CHF 20°000.-,
in leichten Fallen bis zu CHF 5’000.- bestraft.

Art. 37 Strafbestimmungen Uber den Naturschutz

" Wer vorséatzlich und ohne Berechtigung ein
Naturschutzobjekt — zerstort  oder  schwer
beschadigt, wird gemass § 53 Abs. 1 des Natur-
und Landschaftsschutzgesetzes mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder Busse bis zu Fr.
100°000.- bestraft. In leichten Fallen, oder wenn
der Tater fahrlassig handelt, ist die Strafe Busse
bis zu Fr. 40'000.-.

2 Wer die Vorschriften von Art. 17 Abs. 2 - 7 und
Art. 18 Abs. 2 und 3 BZR verletzt, wird gemass §
53 Abs. 2 Bst. b des Natur- und Landschafts-
schutzgesetzes mit Busse bis zu Fr. 20’000.—, in
leichten Fallen bis zu Fr. 5’000.— bestraft.

Aktualisierung Verweise

H. Schlussbestimmungen

Art. 64 Ausnahmen

Ausnahmen von den Vorschriften dieses Regle-

ments kann der Gemeinderat in Ergédnzung von § 37

PBG bewilligen,

a. wenn die Einhaltung der Vorschriften im Einzel-
fall zu einer offensichtlich unzweckmassigen L6-
sung fuhren wirde,

b. fur 6ffentliche und im &ffentlichen Interesse ste-
hende Bauten und Anlagen,

c. fur landwirtschaftliche und bestehende gewerb-
liche Bauten,

Art. 38 Ausnahmen

Ausnahmen von den Vorschriften dieses Regle-

ments kann der Gemeinderat in Ergénzung von § 37

PBG bewilligen,

a. wenn die Einhaltung der Vorschriften im Ein-
zelfall zu einer offensichtlich unzweckmassigen
Lésung fuhren wirde,

b. fur 6ffentliche und im &ffentlichen Interesse
stehende Bauten und Anlagen,

c. fur landwirtschaftliche und bestehende ge-
werb-liche Bauten,

Unverdnderte Uber-
nahme
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BZR neu

BZR alt

Kommentar

d. wenn dadurch eine siedlungsbauliche und ar-
chitektonische qualitatsvollere Losung erreicht

d. wenn dadurch eine siedlungsbauliche und ar-
chitektonische qualitatsvollere Losung erreicht

wird. wird.

Art. 39 Hangige Gesuche Bestimmung tberge-
Alle zur Zeit des Inkrafttretens dieser Bau- und ordnet geregelt, nicht
Zonenvorschriften noch nicht bewiligten Gesuche —notwendig
sind nach den Vorschriften dieses Bau- und
Zonenreglementes zu behandeln.
Art. 40 Wiederherstellung des gesetzméssigen Bestimmung tberge-
Zustandes, Einstellung der Bauarbeiten ordnet geregelt, nicht
Die Bestimmungen des PBG Uber die Wieder- notwendig
herstellung des gesetzmassigen Zustandes (§ 209)
und die Einstellung von Bauarbeiten (§ 210) gelten
ebenfalls fUr das Bau- und Zonenreglement der
Gemeinde Udligenswil.

Art. 65 Inkrafttreten Art. 41 Inkrafttreten Aktualisierung und Be-

) Das vorliegende Bau- und Zonenreglement tritt  » Das vorliegende Bau- und Zonenreglement tritt  rdcksichtigung Aufhe-

nach der Annahme durch die Stimmberechtigten
der Einwohnergemeinde mit der Genehmigung
durch den Regierungsrat in Kraft.

2 Alle mit ihm in Widerspruch stehenden Bestim-
mungen, insbesondere das Bau- und
Zonenreglement vom 26. November 2018
(Ausgabe vom 17. Marz 2008), sind aufgehoben.

9 Folgende Gestaltungsplane und deren allenfalls
nachtréglich erfolgten Anderungen werden mit
der Genehmigung des vorliegenden Bau- und
Zonenreglements durch den Regierungsrat
aufgehoben:

a) Breiteichli (inkl. Erganzung Breiteichli 2) vom

9. Dezember 1985

Chrai vom 24. August 1999

Haglihof — Haasenmatt vom 13. Juni 1989

Lowmatt vom 9. Dezember 1985

Quli vom 10. Juli 2001

Schdnaumatt vom 13. Mérz 2001

Schénaumatt Il vom 10. September 2008

Schitzenmatt vom 2. Juni 1980

Sonnheim vom 9. Dezember 1985

Sonnmatt 1. Etappe vom 25. April 1995

Sonnmatt Il (2. Etappe) vom 7. Juni 1999

Unterlowmatt vom 1. Oktober 1973

Vordere Zweiermatt vom 23. August 1976

n)  Weidhof vom 24. August 2010

TEEFTae20e 200

3

nach der Annahme durch die Stimmberechtigten
der Einwohnergemeinde mit der Genehmigung
durch den Regierungsrat in Kraft.

2 Mit dem Inkrafttreten dieses Reglements wird Art.
27 des Strassenreglements vom 2. Juni 1975
aufgehoben.

bung Gestaltungsplédne
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ANHANG

ANHANG 1: UBERSICHT UBER DIE GRUNDMASSE UND LARMEMPFINDLICHKEITSSTUFEN (VERBINDLICH)

UZ Hauptbauten " (JZ Neben- Gesamthdhe Gebaude- L&rm-

Zone Abk. Lage/Typ min Uz-a Uzb UzZ-c bauten min.  Grundwert max. lange max. ES?
Dorfkernzone D D -- -- -- -- -- -- -- -- -- 1l
Zentrumszone  Z Z 018 0.24 027 0.30 0.06 9.0m 13.0m 15.0 m 30.0m If
W2a W2 Terrasse 0.25 0.50 050 0.50 0.15 -- 9.0m 9.0m 30.0m Il
Wohnzone 2 W2b W2 normal 0.15 0.21 0.24 0.27 0.06 - 8.0m 10.0m 25.0m I
W2c W2 hoch 0.15 0.21 0.24 0.27 0.06 - 9.0m 11.0m 25.0m I
Wohnzone 3 W3a W3 niedrig 018 0.24 027 0.30 0.06 -- 11.0m 13.0m 25.0m |
W3b W3 normal 018 0.24 027 0.30 0.06 9.0m 13.0m 15.0 m 30.0m |
Wohnzone 4 W4 W4 015 021 024 027 0.06 9.0m 15.0m - 35.0m |
Wohn- und WA Typ 1 Wohnen/Arbeiten | 0.18  0.24 0.27  0.30 0.06 9.0m 13.0m 15.0m 40.0m ¥ [l
Arbeitszone Typ 2 Arbeiten -- 0.15 0.18 0.21 - 8.0m 100m | 400m? i
Arbeitszone A A -- -- -- -- -- -- 11.0m 13.0m -- Il

" Siehe Skizzen Anhang 2
2 Larmempfindlichkeitsstufe Art. 43 LSV
9 Im Bereich der Luzernerstrasse zwischen Abzweigung Dorfstrasse und Kreisel zur Klissnachterstrasse ist die Gebaudelange frei.
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ANHANG 2: SKIZZE ZUR UBERBAUUNGSZIFFER (UZ) (ORIENTIEREND)

Anwendung der Uberbauungstziffer fir Hauptbauten gemass Art. 6 Bau- und Zonenreglement

Wohnzone 2 normal (W2b)

""""""" W T
20m | _——aaliaae-
GHmax= l/ \‘
10.0m | GHg= FH=
8.0m 8.0m
,,,,,,,,,,,,,,, Y
UZ-a = 0.21
min. 3.0m e —]"
— ~N
i e SN IS = .. ﬂ" .
L _H ‘2 1.5m //// QQ 1.5Mm 0 s e e
————————— — GHinax T 2.0m _ el
GHg= — R .. |
GHg= FH= 10. g
8.0m 6.5m %™ | 8.0m FH= GHimax= ( 1 FH=
6.5m 7.0m GHG— =
5.0m 5.0m
Uz-b = 0.24 Uz-b = 0.24 UZ-c = 0.27
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Wohnzone 2 hoch (W2¢)

"""""""" 7 VA=
2.0m ! . R
GHpax=
11.0m GHg= FH=
9.0m 9.0m

Uz-a = 0.21

min. 3.0m Y N B T
et ' 27 R -}L 2.0m
o . YRR = faine e naad 4/ ................. \Q‘ ........
| e ¥ 15m P N ! 1.5m [ ——
GH, = [ ] 20m | __=% e
GHg= FH=  11.0m | GH¢= FH=  GH,j.x=| GHg= FH=
9.0m 7.5m 9.0m 7.5m  gom |6.0m 6.0m
1 Yoo B | || A AU
Uz-b = 0.24 Uz-b = 0.24 UZ-c = 0.27
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Wohnzone 3 niedrig (W3a)

o R o
2.0m 7 T~
,,TL iiiiiii LT +
GHmax=
GHg= FH=
13.0m
11.0m 11.0m
A A i A Y

Uz-a = 0.24

min.3.0m T //44f\\\\§ """"""" ¥ 5 om
bS8, vy~ i O - S R IO roocsoensonscnd N Sagoie = e = <im e
H ]|y 1.5m |l SS. y 1.5m ool e
________ e § b W [ 1 § o Tl "~
GH,,,,= 20 - N

GHg= FH= 13.0m |GHg= FH= GH,.x= GH¢= ’/ \‘ FH=
11.0m 9.5m 11.0m 9.5m ;50m |8:0m 8.0m

N 8 x> X Y AR A A

Uz-b = 0.27 Uz-b = 0.27 Uz-c = 0.30
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Wohnzone 3 normal (W3b)

min. 3.0m
i | iy 1.5m
GHG= FH=
13.0m 11.5m

Uz-b = 0.27
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Anhang 3: Schemaskizze zu Art. 13 Abs. 4) (Terrassenbauten in der W2) (verbindlich)

Terrassenbauten sind nur im Rahmen von Gestaltungsplénen zuldssig. Sie sind der tatséchlichen Hangneigung an-
zupassen und durfen eine Linie nicht Uberschreiten, die 6 m parallel zum begradigten gewachsenen Terrain verlauft.
Die Ubereinander liegenden Vollgeschosse sind mind. 3 m zurlickzuversetzen und kubisch aufgelockert zu gestalten.
Die Eingliederung in die Hanglage richtet sich nach dem massgebenden Terrain. Die Bauten durfen eine Linie nicht
Uberschreiten, die in einem Abstand von 6.0 m parallel zum ausgemittelten massgebenden Terrain verlauft. Die Uber-
einander liegenden Geschosse sind mindestens 3.0 m zurlickzuversetzen.

mind. )
3.00lve S

mind. N
- 73.00
B VG
mind.|
3.00 lva
L
3
S ue | ‘
o e e H ‘ H

naturlicher Hangverlauf

Parzellengrenze

Anhang 4: Skizze zu Art. 14, Wohn- und Arbeitszone (orientierend)

UZ geméss Art. 14, Abs. 2) Nutzungstbertragung gemass Art. 14, Abs. 3)

UZ Typ 1 UZTyp 2 UZ Typ 1 UZTyp2

D Wohn- und/oder Arbeitsnutzung

D Arbeitsnutzung
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Anhang 2: Schemaskizzen zu Art. 23 Abs. 1: Dach- und Attikageschosse, wenn Unterge-

schosse mehr als 1.50 m sichtbar sind
Ragt das Untergeschoss mehr als 1.50 m Uber das gewachsene oder tiefer gelegte Terrain, wird die Hohe des
Dachgeschosses auf 1.50 m beschrankt. Attikageschosse sind nicht zulassig.

O
S
. Dachfirsthéhe
max. 1.50 m
- Dachfirsthéhe
\£ _

Wenn UG mehr Wenn UG mehr

als 1.50 m (ber als 1.50 m Gber

gewachsenem VG - - gewachsenem -

oder tiefer m—-——" oder tiefer

gelegtem Terrain, _ o == = gelegtem Terrain, ., e = =
\— dann - UG dann - UG

Anhang 3: Schemaskizzen zu Art. 23 Abs. 2: Dach- und Attikageschosse, wenn Unterge-
schosse talseitig eingeschrénkt sind

Ragt das Untergeschoss weniger als 1.50 m Uber das gewachsene resp. tiefer gelegte Terrain, ist ein zusatzliches
Attika- oder Dachgeschoss gemass folgender Bestimmungen zuldssig:

a) Sattel- und Walmdacher

FUr Bauten mit 1-2 Vollgeschossen ausserhalb der Dorfkernzone gilt eine Kniestockhdhe von 1.00 m und eine Dach-
firsthdhe von 4.00 m. FUr alle Ubrigen Bauten ausserhalb der Dorfkernzone gilt eine Kniestockhéhe von 1.00 m und
eine Dachfirsthdhe von 5.00 m.

Zone W1/W2 Uebrige Zonen

T:» Dachfirst hinter Fassade: mind. 2.50 m

> Dachfirst hinter Fassade: mind. 2.50 m Dachfirsthéhe
—ﬂL max. 5.00 m
\ DG Kniestockhéhe

Dachfirsthéhe /\ max. 1.00 m
max. 4.00 m - Kniestockhohe G
max. 1.00 m
Wenn UG weniger | VG Wenn UG weniger [ VG
als 1.50 m Uber als 1.50 m Uber
gewachsenem gewachsenem
oder tiefer (VG) —— oder tiefer VG ——
gelegtem Terrain, —-—-—-— gelegtem Terrain, - -
L dann - Ldann o o-(o——
UG UG

Betragt die Dachfirsthbhe mehr als 2.20 m, ist der Dachfirst bei allen Dachformen mindestens 2.50 m hinter die
Fassade des Vollgeschosses zurlickzuversetzen.

b) Dachgeschosse mit Pultdachern
Fur Dachgeschosse mit Pultdachern gilt eine Kniestockhdéhe von hdchstens 2.50 m und eine Dachfirsthbhe von
héchstens 3.80 m.
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Dachgeschosse mit Pultdachern mussen an einer Fassadenfront um mindestens 2.50 m zurlckversetzt sein; in

Hanglagen betrifft dies die talseitige Fassade.

mind. 2.50 m mind. 2.50 m
/||/ S
Dachfirsthéhe ‘
max. 3.80 m Dachfirsthéhe
. " max. 3.80 m
| DG mit Pultdach | Kniestockhohe max. 2.50 DG mit Pultdach
VG VG
Wenn UG weniger Wenn UG weniger|
als 1.50 m uber als 1.50 m tber
gewachsenem  |VG = =  Gewachsenenes oder tiefer VG —_—|=gewachsenem
" w— — :
oder tiefer — ——— — geletes Tanain e e e —— — oder tiefer '
gelegtem Terrain, gelegtem Terrain,
L dann uG uG dann

c) Attikageschosse mit Flachdéchern

Attikageschosse mit Flachdach muissen an einer Fassadenfront um mindestens 2.50 m zurlickversetzt sein, in Hang-
lagen betrifft dies die talseitige Fassadenfront.

mind. 2.50 m
4

1

max. 3 m gemass
§ 139 Abs. 2 PBG

Attika

VG

Wenn UG weniger
als 1.50 m tiber

gewaghsenem VG = Gewachsenes oder
odler tlefe"_l_ . e ———— tiefer gelegtes Terrain
gelegtem Terrain, =

-dann UG

Anhang 4: Schemaskizzen Art. 48 Abs. 4 Dachaufbauten und Dacheinschnitte

Die Gesamtlange der Dachaufbauten und Dacheinschnitte darf hdchstens 2/5 der zugeordneten Fassadenlange

betragen, wenn die zuldssige Zahl der Vollgeschosse erreicht ist. Vorbehalten bleiben die Sonderregelungen flir die
Dorfkernzone.

1.50,

111 (Fassadenldnge)
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Anhang 5: Bestimmungen und Auflagen zu den einzelnen speziellen Wohnzonen W-S und
speziellen Mischzonen M-S geméss Art. 9a

a) Spezielle Mischzone M-S (Gebiet A gemass Zonenplan)
Spezielle Mischzone M-S (Gebiet B gemass Zonenplan)
Spezielle Wohnzone W-S (Gebiet C gemass Zonenplan)

FUr die Gebiete A, B und C (Udligenswil Mitte) gilt eine gemeinsame Bebauungsplanpflicht. Der Bebauungsplan ist
gleichzeitig mit der Umzonung zu erlassen.

Im Gebiet A werden die zulassigen Bauvolumen mit Baubereichen, anrechenbaren Gebaudeflachen (aGbF) und First-
koten festgelegt. Fur die Parzelle Nr. 24 wird ein Baubereich erganzt.

In den Gebieten B und C wird zusammen mit dem Bebauungsplan ein Gesamtkonzept mit hoher Umgebungsqualitét
festgesetzt. Die zulassigen Bauvolumen werden im Bebauungsplan mit Baubereichen, anrechenbaren Gebaudefla-

chen (aGbF) und Firstkoten aufgrund des Richtprojekts festgelegt.

Die Realisierung in Etappen, insbesondere eine zeitlich spater Realisierung und vorlaufige Aufrechterhaltung des Ge-
werbebetriebs auf den Parzellen Nr. 29, 410 ist im Rahmen des Bebauungsplans sicherzustellen.
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	PLANUNGSBERICHT BEILAGE 1: BZR VERGLEICH NEU - ALT
	a. bei Wohnbauten 1.5 Abstellplätze oder Garagen pro Wohnung (Aufrundung auf die nächste volle Zahl) sowie 1 Besucherparkplatz pro 3 Wohneinheiten. Die Besucherparkplätze müssen als solche für die Besucher der entsprechenden Liegenschaften gekenn-zeichnet sein und dürfen nicht durch ander-weitige Sondernutzungsrechte reserviert wer-den.
	b. bei Geschäftsbauten, Büros sowie Gewerbe-betrieben 1 Abstellplatz oder eine Garage pro 30 m² anrechenbare Geschossfläche (aGF).
	c. bei Cafés, Restaurants, Versammlungslokalen, Sälen usw. 1 Abstellplatz (nicht Garagenplatz) pro 4 Sitzplätze.
	d. bei öffentlichen Bauten und Werken setzt der Gemeinderat die erforderlichen Abstellplätze von Fall zu Fall fest.
	a) Gesamt- und Fassadenhöhe liegen mindestens 1.5 m unter dem Grundwert oder
	a. Der Mobilfunkbetreiber teilt der Gemeinde mit, in welchem Umkreis der Bau einer Anlage beabsichtigt ist.
	b. Der Mobilfunkbetreiber kann einen Standortvorschlag vorlegen. Dieser ist unter Berücksichtigung des Kaskadenmodells gemäss nachfolgenden Absätzen zu begründen.
	c. Die Gemeinde prüft den Standort und kann alternative Standorte vorschlagen.
	a. Priorität 1: Arbeitszone
	b. Priorität 2: Zone für Sport- und Freizeitanlagen, Zone für öffentliche Zwecke ohne Schulanlagen und Heime
	c. Priorität 3: Dorf- und Zentrumszone, Wohn- und Arbeitszone
	d. Priorität 4: Wohnzonen
	a. wenn die Einhaltung der Vorschriften im Einzelfall zu einer offensichtlich unzweckmässigen Lösung führen würde,
	b. für öffentliche und im öffentlichen Interesse stehende Bauten und Anlagen,
	c. für landwirtschaftliche und bestehende gewerb-liche Bauten,
	a. wenn die Einhaltung der Vorschriften im Einzelfall zu einer offensichtlich unzweckmässigen Lösung führen würde,
	b. für öffentliche und im öffentlichen Interesse stehende Bauten und Anlagen,
	c. für landwirtschaftliche und bestehende gewerb-liche Bauten,
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